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Kulturkampf 
FAZ. maf. Kurz nachdem die Kanzle-
rin im Bundestag unter ausbleibendem 
Beifall der CDU/CSU-Fraktion Wulfs 
Ausspruch aufgegriffen hatte, der Is-
lam gehöre zu Deutschland, sagte sie in 
einem Interview in der FAZ (16.1.), „Die 
Menschen fragen sich auch, wie man 
dem so oft gesagtem Satz noch folgen 
kann, dass Mörder, die sich für ihre 
Taten auf den Islam berufen, nichts 
mit dem Islam zu tun haben sollen. Ich 
halte eine Klärung dieser berechtig-
ten Frage durch die islamische Geist-
lichkeit für wichtig und dringlich.“ 
Daraufhin die FAZ: „Es gibt Stim-
men, die sagen, die Gewalttätigkeit sei 
im Islam angelegt“. Antwort Merkel: 
„Ich bin als Bundeskanzlerin die fal-
sche Ansprechpartnerin für die Aus-
legung theologischer Fragen. Das ist 
Aufgabe der Geistlichkeit des Islams.“ 
Schlagzeile der FAZ auf der Titelsei-
te: „Merkel: Muslimische Geistlichkeit 
muss Verhältnis des Islams zur Gewalt 
klären“. 

Mit einiger Mühe hat die Kanzlerin 
die Zumutung der FAZ abgewendet, die 
Muslime über deren Glaubensinhalte 
womöglich abschließend zu belehren. 
Eine inquisitorische Frage ist trotzdem 
übrig geblieben. Das steht der Regie-
rung in der politischen Ordnung der 
BRD nicht zu. Angesichts von Verbre-
chen mit religiösem Hintergrund kann 
nur darauf verweisen, dass die Geset-
ze für Jedermann gelten. Duldet oder 
bemäntelt eine Glaubensgemeinschaft 
Verbrechen, die in ihrem Wirkungs-
kreis vorfallen, wie das in den Miss-
brauchsfällen die katholische Kirche 
jahrzehntelang tat, so ist die Regierung 
keineswegs berechtigt, die Ausleuch-
tung eines möglichen theologischen 
oder kirchenorganisatorischen Hinter-
grunds zu fordern. Die Staatsanwalt-
schaft hat zu ermitteln, die Gerichte 
nach den Gesetzen zu urteilen. Sollten 
theologische Konsequenzen fällig sind, 
müssen sie von der Bekenntnisgemein-
schaft in eigner Zuständigkeit gezogen 
werden. 

Die Teilung der Gewalten und der 
sozialen Funktionen ist für den Be-
stand der modernen Gesellschaft un-
abkömmlich. Sie muss kultiviert und 
im gesellschaftlichen Alltagsleben ge-
pflegt werden.

So viel über den religiösen Hinter-
grund der mörderischen Attentate zu 
Paris geredet wird, so wenig über die 
politischen Verstrickungen. Wie kam 
es zu den terroristischen Bandenkrie-
gen, die im Nahen und Mittleren Os-
ten seit Jahrzehnten wüten? Das kann 
als Folge theologischer Irrungen nicht 
verstanden werden. Diese Banden 
brauchen Geld und Waffen. Sie leben 
davon, dass die politischen Mächte sie 
instrumentalisieren, die Wirtschafts-
welt mit ihnen Geschäfte macht. So 

lange Staaten wie Saudi-Arabien ge-
pflegt und gehegt werden, können auch 
die IS-Banden auf eine Zukunft als 
etablierte Macht hoffen. 

Wie kann der IS in Syrien sich gegen 
die kämpfende– nicht nur, aber vor al-
lem die Kurden – Bevölkerung halten? 
Das geht so lange, wie das benachbarte 
Nato-Land Türkei als Rückzugs- und 
Rekrutierungsraum funktioniert und 
die Nato-Verbündeten das hinnehmen.

Die Wanderungsbewegungen der 
Moderne haben es mit sich gebracht, 
dass in der Bundesrepublik viele Men-
schen leben, die z.B. über die Bezie-
hungen der Türkischen Republik zur 
Kriegführung des IS gut Bescheid wis-
sen. Was sollen diese informierten Mit-
bürger denken, wenn Frau Merkel von 
ihnen eine Klärung ihres Verhältnisses 
zum IS verlangt, während die Politik 
der Bundesregierung das Spiel der ver-
bündeten Staaten mit solchen Kräfte 
pflegt, die Verfolgung der kurdischen 
Demokratiebewegung durch die Tür-
kische Republik unterstützt, an die 
Saudis Waffen liefert und, und, und …

Prüfauftrag: eine europäische 
Arbeitslosenversicherung
rog – Vor dem Hintergrund anhalten-
der Debatten zu einer Stärkung der 
Transferfunktion der EU in den Be-
reichen der sozialen Sicherheit hat die 
Europäische Kommission jetzt eine 
Ausschreibung veröffentlicht, mit der 
eine auf 18 Monate angelegte Studie 
eingeleitet wird. In der Ausschreibung 
werden verschiedene Optionen für eine 
mögliche europäische Arbeitslosenver-
sicherung zur Auswahl gestellt, deren 
Vor- und Nachteile analysiert werden 
sollen. Die Kommission will vor allem 
evaluieren lassen, wie ein europäisches 
System auf zyklische Entwicklungen 
und kurzfristige Arbeitslosigkeit re-
agieren könnte. Langfristige Trends 
am Arbeitsmarkt stehen nicht im Fo-
kus der Untersuchung. 18 verschiedene 
mögliche Formen eines solchen Systems 
soll der Auftragnehmer untersuchen. 
Diese 18 Modelle könnte man grob in 
zwei Gruppen aufteilen. Bei der ersten 
handelt es sich um Umverteilungssys-
teme zwischen den Mitgliedstaaten, die 
durch Arbeitslosigkeit ausgelöst wer-
den und mit einer Zweckbestimmung 
von Auszahlungen verknüpft sind. Bei 
der zweiten Gruppe handelt es sich um 
„echte“ Arbeitslosensysteme, die Bei-
träge von Bürgern erhalten und Beiträ-
ge an Bürger leisten. Dabei könnte die 
Verwaltung des europäischen Systems 
als eine Art „Auftragsverwaltung“ von 
den nationalen Stellen übernommen 
werden.

Nicht Gegenstand der Untersuchung 
ist die Frage, ob für die Leistungsemp-
fänger aus den verschiedenen Mög-
lichkeiten eine wirkliche Verbesserung 
ihrer Situation folgen würde. Die äu-
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ßerst niedrigen Basisleistungen, die 
in den Modellen ausgewiesen werden, 
lassen eine solche Verbesserung durch 
die europäische Arbeitslosenversiche-
rung nicht vermuten. Es ist aber davon 
auszugehen, dass es nach der Einfüh-
rung eines solchen europäischen Ele-
ments in der Arbeitslosenversicherung 
zu Eingriffen in das Leistungsgesche-
hen kommt, da ja das EU-System in 
manchen Ländern und für bestimmte 
Personengruppen an die Stelle anderer, 
eben nationaler Leistungsarten tre-
ten dürfte. Und da ein solches System 
auch die Beiträge der Unternehmen 
tangieren dürfte, sind vor allem die 
Sozialpartner an frühzeitigen Positio-
nierungen interessiert.

Die Gewerkschaften stehen der Idee 
einer europäischen Arbeitslosenver-
sicherung aufgeschlossen gegenüber. 
Die Arbeitgeber sehen das Projekt eher 
skeptisch. Eine europäische Arbeitslo-
senversicherung ist nach Ansicht der 
Bundesvereinigung Deutscher Arbeit-
geberverbände nicht geeignet, die man-
gelnde Wettbewerbsfähigkeit einzelner 
Länder in den Griff zu bekommen und 
damit einen Beitrag zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit zu leisten. Eine – auch 
nur teilweise – Vergemeinschaftung 
der Kosten der Arbeitslosigkeit sei vor 
allem den Menschen in jenen Mitglied-
staaten, die selbst schmerzhafte Refor-
men am Arbeitsmarkt durchgeführt 
haben, kaum zu vermitteln. Ferner 

seien die sozialen Sicherungssysteme 
und Arbeitsmarktordnungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten so unter-
schiedlich, dass vollkommen unklar 
bleibe, wie eine europäische Arbeits-
losenversicherung darauf abgestimmt 
werden solle. Auch der Verwaltungsrat 
der deutschen Bundesagentur für Ar-
beit, hier getragen von Vertretern der 
Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und der 
öffentlichen Körperschaften, hat sich 
geschlossen gegen eine über nationale 
Sozialbeiträge finanzierte EALV aus-
gesprochen.
Quelle: http://www.deutsche-sozialversiche-
rung.de/de/europa/dokumente/dl2/EURE-
PORT%202014%2012e.pdf – Europäisches 
Nachrichtenmagazin der Deutschen Sozialver-
sicherung

Nach den Anschlägen auf ,Charlie Hebdo‘ und den koscheren Supermarkt:

Zu der riesigen Pariser Demonstration
Über die Mobilisierung einer linksliberalen Öffentlichkeit, über rassistische Agitation, und über die ungeschminkte Mobilisierung von 
legitimer Empörung und Protest für einen Auflauf von Politikern und Diktatoren…

Bernhard Schmid, Paris

Erheblich überarbeitete Langfassung 
eines Artikels, der am 12. Januar 2015 
zunächst beim Internetmagazin ,tele-
polis‘ erschien.

„Riesig“ ist zweifellos ein angemesse-
ner Ausdruck. Sie war auf jeden Fall 
enorm stark: Die Mobilisierung auf den 
Straßen Frankreichs, fünf Tage nach 
der Ermordung von zwölf Menschen in 
der Redaktion der Satirezeitung Char-
lie Hebdo und zwei Tage nach der von 
mehreren Geiseln im jüdischen Super-
markt HyperCacher im Südosten von 
Paris. Die französischen Medien spre-
chen am Montag früh unisono von rund 
vier Millionen Menschen, die im Laufe 
des Wochenendes an Demonstrationen 
teilgenommen hätten, davon rund zwei 
Millionen in Paris. Dies deckt sich mit 
den behördlichen Angaben dazu, die 
aus dem Innenministerium kommen. 

Die Zahlen mögen betont großzügig 
bemessen sein, denn in diesem Falle 
hatte die Mobilisierung auf den Stra-
ßen einmal die volle Unterstützung von 
Regierenden, allen etablierten politi-
schen Parteien und Medienestablish-
ment. Unzweifelhaft ist jedoch, dass 
es eine sehr dichte Menschenmenge 
war, die sich am Sonntagnachmittag 
in Paris von der Place de la République 
in Richtung Place de la Nation bewegte. 
Erst gegen 19 Uhr verließen die letzten 
Menschen den Ausgangsort der De-
monstration.

Um halb drei, also dreißig Minuten 
vor dem offiziellen Beginn des Zuges – 
auf zwei parallelen Strecken, die dafür 
ausgewiesen wurden – ist auf der Place 
de la République buchstäblich kein 

Durchkommen mehr. Das Métro-Netz 
ist rund um den Platz großflächig abge-
stellt worden, aus Sicherheitsgründen 
– um zu vermeiden, dass sich Menschen 
darin gegenseitig zu Tode quetschen. 
Doch zu Fuß kommen sie aus allen 
Himmelsrichtungen geströmt. Vom 
Pariser Nord- und Ostbahnhof her ist 
der Boulevard Magenta seit 14 Uhr 
überfüllt mit Menschen. Vor einer Dru-
ckerei an dem Boulevard, Ecke rue du 
Faubourg Saint-Martin, drängeln sich 
Leute, als ob es warme Semmeln gäbe. 
Ein Blick verrät, dass die Druckerei 
hier gerade, zwar keine Brötchen, aber 
warme DIN A3-Plakate frisch vom 
Drucker weg verteilt. Sie werden den 
Druckereibeschäftigten beinahe aus 
den Händen gerissen. Darauf steht: Je 
suis Charlie, „Ich bin Charlie“.

Das wird sicherlich der meist ge-
sehene Slogan an dem Tag werden, 
auch in anderen sprachlichen Vari-
anten, vom Englischen über das ge-
legentlich gesichtete deutsche „Ich 
bin Charlie“ bis hin zur verbreitet zu 
sehenden arabischen Formulierung 
(„Ana Schahrli“). Man sieht aber auch 
Abwandlungen. Häufig bekommt man 
etwa zu Gesicht: „Ich bin Charlie / Ich 
bin jüdisch / Ich bin Polizist“, oder als 
Variante dazu: „Ich bin Charlie, ich bin 
HyperCacher…“. Dadurch werden die 
drei Gruppen bezeichnet, aus denen 
die insgesamt siebzehn Todesopfer der 
vergangenen Woche – die drei getöteten 
Attentäter nicht mitgezählt – stammen. 
Die Polizei wird an diesem Sonntag 
alles in allem ausgesprochen freund-
lich behandelt (ihren Auftritten wird 
wiederholt Applaus gespendet); wohl 
hauptsächlich, weil aus ihren Reihen 
ein Blutzoll an die jihadistischen At-
tentäter bzw. Geiselnehmer entrichtet 

wurde.
Beim Überfall auf die Charlie Hebdo-

Redaktion starben zwei Polizeibeamte, 
Ahmed Merabet – der seit längerem 
dem Chefredakteur „Charb“ (Stépha-
ne Charbonnier) als Personenschützer 
zugeteilt war – und Franck Brinsola-
ro. Und der Geiselnehmer vom Hyper-
Cacher hatte am Tag zuvor, also am 
Donnerstag, den 8. Januar, eine Schie-
ßerei im Pariser Vorort Montrouge 
angezettelt und dabei eine junge Po-
lizistin erschossen, die 25jährige Ka-
ribikfranzösin Clarissa Jean-Philippe. 
Wie die Politik-Satiresendung des 
französischen TV-Senders Canal + ,Les 
Guignols de l’info‘, erkannte: In den 
Personen der drei getöteten Polizist/
inn/en war das vielfarbige Frankreich 
,black-blanc-beur‘ beisammen. Denn 
Clarissa Jean-Philippe war schwarz, 
Ahmed Merabet war algerischstäm-
mig, und Brinsolaro war weiß oder 
„Biofranzose“.

Der koschere Supermarkt, in dem 
sich der Geiselnehmer Amedy Couliba-
ly am folgenden Tag verschanzt hatte, 
wurde am Freitag kurz nach 17 Uhr 
durch die Polizei erstürmt, zum selben 
Zeitpunkt wie die Druckerei in einem 
Vorort nordöstlich von Paris, in dem 
sich die beiden flüchtigen Täter aus der 
Charlie-Redaktion verschanzt hatten. 
Vier Geiseln waren tot, allerdings nicht 
infolge der Erstürmung, Polizeianga-
ben zufolge waren sie vielmehr gleich 
zu Beginn der Belagerung durch den 
Geiselnehmer getötet worden. 

Moslemische Demonstrant/inn/en

Manche Schilder und Plakate beziehen 
auch muslimische Menschen gezielt mit 
ein. Eine gut 50jährige Frau etwa hält 
ein Transparent in die Höhe mit dem 
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Foto und Namen von Mustapha Ourrad 
hoch. Er arbeitete als Korrektor bei der 
Redaktion von Charlie Hebdo und zählt 
zu den Attentatsopfern, seine Familie 
stammte aus der Kabylei, einer von 
Berbern geprägten Region in Algerien. 
Eine jüngere Frau hat ihrerseits ein 
Schild gemalt mit der Aufschrift: „Ich 
bin Charlie, und ich mag die Muslime!“

Anders, als manche Beobachter es 
im Vorfeld vermutet und befürchtet 
hatten, sind auch keineswegs nur die 
weißen Mittelschichten mit intellek-
tuellen Berufen gekommen, die sich 
für kulturelle Freiheiten interessieren 
würden, während die Angehörigen von 
Unterklassen mit Migrationshinter-
grund außen vor blieben. Empirisch 
lässt sich das überhaupt nicht bestä-
tigen, auch wenn tatsächlich die wei-
ßen und kernstädtischen Mittelklassen 
deutlich überwiegen. Zahlreiche aus 
Afrika (oder der Karibik) stammende 
Menschen mit schwarzer Hautfarbe 
marschieren ebenfalls mit. Amadou, 
mit Familienhintergrund aus dem 
westafrikanischen Mali, etwa fühlt 
sich doppelt betroffen: Der Jihadist, 
der im Supermarkt HyperCacher als 
Geiselnehmer wirkte und dabei ums 
Leben kam, Amedy Coulibaly, stammt 
aus einer malischen Migrantenfamilie 
in Frankreich. Aus demselben Land 
stammt aber auch Lassana Bathily, der 
in demselben koscheren Supermarkt 
fünfzehn Menschen gerettet hat, indem 
er ihnen gleich zu Anfang 
der Geiselnahme Zutritt 
zum Kühlraum verschaff-
te, diesen abschloss und die 
Kühlung abstellte, bevor er 
selbst sich ins Freie wagte.

Einige Demonstranten 
und Demonstrantinnen 
sind ferner durch äußere 
Erkennungsmerkmale als 
Menschen muslimischen 
Glaubens zu erkennen, 
wenngleich diese Gruppe 
zahlenmäßig schwächer 
vertreten ist, als es ihrem 
Anteil an der Gesamtbe-
völkerung entspricht. Eine 
Frau mit orangefarbenem 
Kopftuch wird immer wie-
der von Mitmarschieren-
den gebeten, sich mit ihr 
fotografieren zu lassen. Sie 
hat auf ihr Schild gemalt: 
„Wer einen Menschen tö-
tet, bringt die Menschheit 
um. Ein Menschenleben ist 
überall gleich viel wert – 
ob in Paris, Nigeria, Syrien 
oder in Gaza.“ Und einer der 
meistapplaudierten Blöcke 
in der Demonstration – nach 
dem der Opferfamilien und 
der verbliebenen Charlie-
Redaktion, und wohl auch 
den Polizisten – ist der von 
syrischen Oppositionel-

len, die iherseits „Ana Schahrly“ auf 
ihre Schilder geschrieben haben. Und 
die immer wieder ausrufen: „Ich bin 
Charlie, ich bin Syrer. Assad – Mörder, 
Jihadisten – Mörder.“ Sie loben die sy-
rischen Oppositionellen, aber auch den 
militärischen Widerstand in der kurdi-
schen Stadt Kobanê gegen den selbst 
ernannten „Kalifatsstaat“ des IS.

Linksliberale Mobilisierung…

Das Hauptutensil der Demonstranten 
sind Stifte, Schreib- und Malstifte, in 
Anspielung auf die Freiheit der Mei-
nungsäußerung – des geschriebenen 
Worts und der Karikatur, egal ob guten 
oder schlechten Geschmacks –, we-
gen deren Ausübung Charlie Hebdo 
nach verbreiteter Lesart angegriffen 
wurde. Stilisierte Bleistifte in ein bis 
anderthalb Metern Größe werden auf 
den Schultern mitgeschleppt. Einer ist 
drei bis vier Meter lang und wird wie 
ein Sarg auf Händen über die Menge 
getragen.

Aggressivität, etwa gegen Muslime, 
oder nationalistische Mobilmachung – 
im Sinne von „Frankreich ist angegrif-
fen worden“, wie etwa Ex-Präsident 
Nicolas Sarkozy verkündet hatte – ist 
nicht die vorherrschende Grundstim-
mung der Menge an diesem Sonntag. 
Zwar werden auch einige französische 
Flaggen mitgeführt, aber auch Men-
schen mit Migrationshintergrund ha-
ben ihre eigenen Fahnen mitgebracht. 

Die häufigsten sind die portugiesische 
und die brasilianische. Der Autor sah 
auch eine einzelne deutsche und eine 
einzelne albanische Fahne. Eher ver-
irrt wirkt das Schild einer jungen Frau, 
das proklamiert: „Stolz, Französin zu 
sein.“

… und rassistische Mobilmachung

Aber es gibt auch das andere, das ag-
gressiv auftretende und rassistisch 
ausgrenzende Frankreich, wie nicht 
zuletzt die wachsende Liste von Über-
griffen auf muslimische Einrichtun-
gen belegt. Innerhalb von fünf Tagen 
wurden 54 Attacken auf muslimische 
Gebetshäuser und Moscheen, und auch 
Übergriffe auf Privatwohnungen ver-
übt.

Dieser Teil Frankreich drückt sich 
weit weniger auf der sonntäglichen 
Demonstration aus, die überwiegend 
von der linksliberalen Öffentlichkeit 
getragen wird. Auch wenn der pensio-
nierte Mathematiker Jean-Paul, selbst 
Kommunist, meint, die Mobilisierung 
gehe schon darüber hinaus „Auf mei-
nem Bahnsteig beim Warten auf den 
Vorortzug sah ich zahlreiche Kommu-
nalparlamentarier meiner Stadt, an 
ihren Schärpen in den Farben der Tri-
kolore erkennbar, die auf den Zug zur 
Demonstration warteten wie ich. Das 
konservative Spektrum der Kommu-
nalpolitik war aktiv dabei.“

Das aggressiv rassistisch auftreten-
de Frankreich findet sich an diesem 
Sonntag jedenfalls im Pariser Raum 
jedoch eher bei Leuten, die passiv vor 
dem Fernsehbildschirm oder an ihrem 
i-phone verharren oder am Tresen des 
„Café du commerce“ – das Pendant 
zum deutschen Stammtisch – die Din-
ge kommentieren. Jedenfalls für den 
Raum Paris stellen sich die Dinge so 
dar. Der rechtsextreme Front Natio-
nal (FN) versteht es, diese Stimmung 
auszunutzen. Seine Chefin Marine Le 
Pen wurde am Freitag früh neben 
anderen Parteivertretern, François 
Bayrou (christdemokratisch-liberal) 
und Jean-Luc Mélenchon (Linkspar-
teie), von Präsident François Hollande 
offiziell im Elysée-Palast empfangen. 
Der FN hat keine Fraktion im franzö-
sischen Parlament, sondern zählt dort 
im Augenblick nur zwei Abgeordnete, 
was sich in naher Zukunft zu ändern 
droht. 

Durch martialisches Auftreten, 
lautstarken Forderungen nach To-
desstrafe und dem Ruf, man befinde 
sich nunmehr „im Krieg mit dem ra-
dikalen Islam“, versucht der FN, die 
Stimmung in autoritären Kreisen der 
Gesellschaft zu toppen. In Marseille 
nahm der FN-Bezirksbürgermeister 
der nördlichsten Stadtteile, Stéphane 
Ravier, zugleich ungehindert an der 
Kundgebung teil, zu der die Linke 
aufgerufen hatte. Und in der FN-re-
gierten Gemeinde Hénin-Beaumont 

„Wer einen Menschen tötet, bringt die Menschheit um. Ein 
Menschenleben ist überall gleich viel wert – ob in Paris, Nigeria, 
Syrien, in der Ukraine oder in Gaza.“
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nahm die extreme Rechte die Kundge-
bung gleich selbst in die Hand. 

Zu Lebzeiten hätten die Journalis-
tInnen von Charlie Hebdo ihren Ver-
tretern nicht die Hand gereicht, die 
ihnen nun auf den Gräbern heuchle-
risch entgegengestreckt wird. Aller-
dings teilen nicht alle Bestandteile der 
extremen Rechten die vordergründige 
Anteilnahme. Auf den sich in Win-
deseile ausbreitenden Slogan „Ich bin 
Charlie“ reagierte die rechtsextreme 
Webseite NDF.fr, die dem national-
katholischen Flügel des FN aber auch 
konservativen Rändern nahe steht, mit 
eigener Parole: „Ich bin nicht Charlie! 
Ich bin die beiden Polizisten, die von 
Fanatikern ermordet wurden, als sie 
andere Leute schützten.“

Dass die Frage der An- oder Ab-
wesenheit der extremen Rechten am 
Freitag und Samstag (9. und 10. Ja-
nuar) vorübergehend in den Mittel-
punkt rückte, hatte die französische 
Öffentlichkeit auch dem, nun ja, „Ge-
schick“ des amtierenden Premiermi-
nisters Manuel Valls zu verdanken. Er 
begnügte sich nicht etwa damit, dass 
es einen Aufruf an die Bürgerinnen 
und Bürger gab und zum Gedenken an 
die Ermordeten demonstrieren konn-
te, wer mochte. Er musste unbedingt 
einen Autoritätsbeweis des Staates 
aus der Demonstration machen wol-
len. Und er meinte unbedingt, eine 
„nationale Einheit“ oder auch „Union 
sacrée“ („Heilige Union“, so bezeich-
nete man die „Burgfriedens“politik 
der politischen Parteien im Ersten 
Weltkrieg) demonstrieren zu müssen. 
Am vorigen Donnerstag forderte der 
rechte Sozialdemokrat Valls also die 
konservativ-wirtschaftsliberale UMP 
dazu auf, die Demonstration mit zu 
organisieren, und lud deren alt-neuen 
Vorsitzenden Nicolas Sarkozy explizit 
zur Teilnahme an seiner Seite auf. Die 
UMP hatte daraufhin ihrerseits nichts 
Besseres zu tun, als seit dem Donners-
tagabend zu fordern, nun müsse auch 
der rechtsextreme Front National da-
bei sein. Zu Lebzeiten hätte keiner der 
ermordeten Satirejournalisten etwas 
mit der neofaschistischen Partei zu tun 
haben wollen, im Gegenteil – Charlie 
Hebdo lancierte 1995 eine Petition für 
ihr Verbot und sammelte dafür insge-
samt rund 200 000 Unterschriften.

Im Laufe des Freitag, den 9. Januar 
drehte sich dann die innenpolitische 
Debatte vorübergehend hauptsäch-
lich um die Frage der Teilnahme oder 
Nichtteilnahme des Front National. 
Diese Idee fanden unter anderem ei-
nige Mitglieder der regierenden Sozi-
aldemokratie nun doch nicht so gut. 
Der FN nutzte es aus, um seinerseits 
in die Offensive zu gehen und nun 
Druck auf die konservative UMP auf-
zubauen – die Führungsleute des Front 
National forderten Letztere auf, der 
Demo fernzubleiben, falls diese durch 

Ausgrenzung der rassistischen extre-
men Rechten zu einer „sektiererischen 
Veranstaltung“ würde. Letztendlich 
verhalf sich der Front National mit 
einer Pirouette: Marine Le Pen rief am 
Samstag, den 10. Januar ihre Anhänger 
dazu auf, am Wochenende überall in 
Frankreich mitzudemonstrieren, mit 
Ausnahme von Paris. Dies war tak-
tisch geschickt: In der Hauptstadt wä-
ren ihre Parteigänger ohnehin in der 
Menge untergegangen oder eventuell 
angefeindet worden. Ihre Parteifunk-

tionäre demonstrierten nun vor allem 
in den elf Städten, die seit dem März 
2014 rechtsextreme Bürgermeister ha-
ben. Marine Le Pen selbst begab sich 
in eine dieser Kommunen, Beaucaire, 
eine Stadt im südfranzösischen Dépar-
tement Gard mit 16 000 Einwohnern. 
Dort, wo insgesamt rund 1 000 Leute 
demonstrierten, zeigte sie sich auf dem 
Balkon des Rathauses und ließ sich 
applaudieren.

Die verkorkste innenpolitische De-
batte der ersten halben Woche nach 
dem Attentat auf ,Charlie Hebdo‘ hat 
es auf jeden Fall der extremen Rechte 
mehrere Tage lang erlaubt, sich einmal 
mehr in den Mittelpunkt zu spielen. 
Und zugleich sowohl als eine Partei zu 
erscheinen, die auf Bedrohungen für 
das Land reagiere, als auch als „eine 
Partei nicht wie die anderen, und vom 
System ausgegrenzt“. Diese doppelte 
Profilierung kann ihr leider nur nütz-
lich sein. Auch wenn im Augenblick 
durchaus nicht gewiss ist, dass ihre 
Rechnung kurzfristig aufging: Tat-
sächlich wurde ihr Auftritt in der re-
lativ kleinen Stadt Beaucaire letztend-
lich in den Medien eher so ausgelegt, als 
sei Marine Le Pen fernab vom breiten 
Geschehen aufgelaufen. 

Derzeit sieht es jedenfalls laut ersten 
Umfragen so aus, als könnten Marine 
Le Pen und der Front National nicht 
von der aktuellen innenpolitischen 
Lage profitieren: Ihre Umfragewer-
te bleiben stabil, bessern sich jedoch 
nicht auf. (Konkret: 28 Prozent für die 
Partei, 27 Prozent für Marine Le Pen; 
und 26 Prozent für den konservativen, 
„offiziellen“ Oppositionsführer Nico-
las Sarkozy. Lediglich der persönliche 
Wert für Marine Le Pen – er drückt 
aus, wie viel Prozent der Befragten 

ihr „stärkeren Einfluss“ wünschen – 
nimmt dabei um ein Prozent zu. Der 
Wert ihrer Partei, aber auch jener des 
konservativen Rivalen Sarkozy, blei-
ben identisch gegenüber vor den At-
tentaten.) 

Doch auf die Dauer zählt wohl nicht 
die Wirkung innerhalb der ersten acht 
Tage, sondern zählen die mittel- und 
längerfristig sich festsetzenden Ein-
drücke. Und da ist die Sache beileibe 
noch nicht ausgemacht.

Auflauf von Staatsoberhäuptern: die 
nackte Instrumentalisierung von Protest

Auch in anderer Hinsicht hat das Agie-
ren von Premierminister Manuel Valls, 
der unbedingt den anfänglich spon-
tanen Protest in eine staatstragende 
Veranstaltung kanalisieren wollte, in 
vielen Augen fatal gewirkt, Schaden 
angerichtet. In seinem Eifer, die De-
monstration in eine Staatsveranstal-
tung umzufunktionieren – ursprüng-
lich gab es einen Aufruf zuerst von 
antirassistischen Organisationen und 
dann von französischen Gewerkschaf-
ten zur Demonstration am Samstag, 
er wurde dann jedoch durch die etab-
lierten Politikapparate mit ihrem Ge-
wicht zugunsten des Sonntagsaufrufs 
verdrängt – lud Manuel Valls auch al-
lerhand Personen zur Demonstration 
in Paris ein, mit denen die ermordeten 
Satiriker ebenfalls nichts hätten zu tun 
haben wollen. 

45 Staats- und Regierungschefs – wie 
Angela Merkel, David Cameron und 
Mariano Rajoy – zuzüglich Nato-Ge-
neralsekretär kamen am Sonntag, den 
11. Januar nach Paris. Unter ihnen 
Diktatoren aus der französischen Ein-
flusssphäre in Afrika wie der blutige 
Schlächter Idriss Déby (Präsident des 
Tschad) und Ali Bongo aus der Erd-
ölrepublik Gabun. Ahmet Davutoglu, 
Premierminister von Sultan, pardon: 
Präsident Erdogan aus der Türkei, der 
ukrainische Präsident Poroschenko 
und andere Figuren rundeten das Bild 
ab. Rechtsextreme Minister aus Israel 
wie der berüchtigte Rechtsnationalist 
Naftali Bennett („Ich habe in meinem 
Leben viele Araber umgebracht und 
kein Problem damit“) begleiteten ih-
ren Regierungschef Benjamin Neta-
nyahu nach Paris; Letzterer (er hat-
te sich selbst eingeladen) verkündete 
den französischen Juden, sie sollten 
ihr Heil in einem Umzug nach Israel 
suchen, woraufhin ihm der französi-
sche Premierminister Manuel Valls 
entschieden widersprach: „Die Juden 
haben ihren Platz in Frankreich!“ 
Auch der bekannte Filmemacher Clau-
de Lanzmann, der u.a. ,Shoah‘ drehte, 
bekundete sein Nichteinverständnis: 
„Frankreich ohne die Juden wäre nicht 
mehr dasselbe Frankreich.“ 

Tüchtig blamiert hat sich bei all dem 
vor allem einer, nämlich der frühere 
französische Präsident Nicolas Sar-
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kozy. Als Ex-Staatsoberhaupt durfte 
er im Pulk der Spitzen-Staatspolitiker/
innen mitlaufen. Allerdings hätte er 
vom Protokoll her aufgrund seiner ak-
tuellen Position in der dritten Reihe 
mitlaufen müssen – also hinter den 
derzeit amtierenden Staats- und Re-
gierungschefs, die in den ersten bei-
den Reihen Aufstellung bezogen. Un-
erträglich in den Augen von Nicolas 
Sarkozy. Absolut unerträglich für ihn. 
Auf den zahlreich geschossenen Bil-
dern sieht man ihn also, wie er (Sar-
kozy) sich Minute für Minute nach vorn 
arbeitet, bevor er schlussendlich in die 
vorderste Reihe einreiht und irgend-
wo zwischen François Hollande und 
Benjamin Nétanyahou mitlaufen kann. 
Wohl auch aufgrund dieser Begeben-
heit, die beim Publikum schnell zum 
Lacherfolg wurde – jedoch mehr ist als 
nur eine, letztlich wenig aussagende, 
Anekdote – kann Sarkozy als derzei-
tiger „Oppositionsführer“ des Bürger-
blocks in Frankreich derzeit kaum von 
der Situation profitieren. Die Umfrage-
werte für ihn bleiben gleich, während 
die Popularitätswerte von Präsident 
François Hollande und Premierminis-
ter Manuel Valls – die bislang aller-
dings auf einem Rekordtief verharrten 
– sich sprunghaft verbesserten. 

All diese Staats- und Regierungs-
chefs, unter ihnen auch gekrönte Ober-
häupter (das Königspaar aus Jordani-
en), demonstrierten allerdings keine 
halbe Stunde lang: Die Staatsreprä-
sentanten wurden mit einem Bus aus 
dem Elysée-Palast an die Spitze auf 
dem Boulevard Voltaire gefahren, ver-
ließen den Aufzug allerdings bereits 
auf der Höhe des Rathauses des 11. 
Pariser Bezirks, also nach wenigen 
hunderten Metern wieder. Rund um 
sie herum wurden – aus nahe liegenden 
Sicherheits-Imperativen – die Straßen-
fläche und die Trottoirs menschenleer 
gehalten und abgesperrt. Dies wie-
derum befeuert nun im Internet die 
Verschwörungstheoretiker und andere 
Spinner, die auf die Bilder von den 
Nahaufnahmen der Demonstrations-
spitze hinweisen (man sieht einen Po-
litikerpulk und rund herum Leere), 
um den gesamten Demonstrationszug 
als Schiebung, die Berichterstattung 
darüber als Manipulation und die Mo-
bilisierung als Fake hinzustellen. Was 
natürlich Quark ist.

Dieses Profil der Demonstrati-
onsspitze sorgte dafür, dass aus der 
Zivilgesellschaft und vor allem aus der 
Linken letztendlich doch viele Men-
schen fortblieben, die eigentlich hätten 
am Protest teilnehmen wollen. An den 
Intentionen der Menschen in der Menge 
direkt änderte es allerdings nicht.
Weiterer Artikel vom Autor zu den Hinter-
gründen der Täter: http://www.hagalil.com/
archiv/2015/01/16/djihad-in-paris/
Eine Fotostrecke dazu: http://www.trend.info-
partisan.net/trd0115/t330115.html

Im Vorfeld der Landtagswahl Baden-Württemberg

Wird die FDP als liberale Partei zurückkommen?
Im Wirbel der aktuellen Ereignisse um 
„Charlie“ und Pegida ging fast unter, 
dass sich in Stuttgart eine politische 
Partei traf, die die Geschichte der Bun-
desrepublik mitgeprägt hat und – so-
weit es nach ihr geht – auch in Zukunft 
wieder eine Rolle in den Parlamenten 
und Regierungen spielen will.

Die Rede ist vom Dreikönigstreffen 
der FDP, aus dem die Beteiligten neue 
Hoffnung schöpften. Tatsächlich hat es 
die FDP mit diesem Treffen geschafft, 
den Prozess der programmatischen 
Neuformierung abzuschließen. Sie 
will sich jetzt wieder mehr nach außen 
wenden und hofft bei den anstehenden 
Landtagswahlen ausreichend Stim-
men zu sammeln. Als Zielmarke hat 
die FDP vor allem den Wiedereinzug in 
den Landtag von Baden-Württemberg 
im März 2016 ins Visier genommen. 
Schafft sie das, könnte sie bei der Land-
tagswahl in Nordrhein-Westfalen im 
Frühjahr 2017 Schwung holen, damit 
es im Herbst 2017 wieder in den Bun-
destag reicht.

Ist das nur das übliche Schönreden, 
das zum politischen Geschäft zu gehö-
ren scheint? Der verhaltene Optimis-
mus der Parteiführung der FDP beruht 
auf mehreren Hoffnungen.

Zum ersten hat die FDP eine pro-
grammatische Klärung hinter sich, die, 
soweit man das von außen beurteilen 
kann, von der großen Mehrheit der Par-
tei mitgetragen wird. Zwar hatte es im 
Vorfeld des Parteitags noch mal kurze 
Aufregung gegeben wegen des Verhält-
nisses zur trüben Pegida-Bewegung. 
Der für Provokationen bekannte Wolf-
gang Kubicki aus Schleswig-Holstein 
zeigte vor dem Termin „Verständnis 
für deren Sorgen“, auf dem Tref-
fen hielt er aber den Mund, als der 
Parteivorsitzende Christian Lindner 
sich eindeutig distanzierte. Rechtsna-
tionalismus und Europafeindlichkeit 
sind derzeit keine programmatischen 
Optionen für die FDP – beachtlich, 
denn immerhin hatte noch 2011 nur 
eine knappe Mehrheit der FDP-Mit-
glieder eine Euro-skeptische Initiative 
abgelehnt.

Davon war auf dem Dreikönigstreffen 
keine Rede mehr: Der Parteivorsitzende 
Lindner eröffnete seine Rede mit einer 
Kritik an allen, die „versprechen ein 
Zurück in Zeiten, in denen man sich 
im Nationalstaat verschanzen konnte“.

Programm: Liberalismus

Die Westerwelle-FDP hatte Liberalis-
mus auf eine enge Klientel reduziert, 
auf diejenigen, die es bereits geschafft 
haben. Ihnen wurde versprochen, dass 
sich die Kritik an Bürokratie und staat-
licher Bevormundung direkt auszahlen 
wird durch niedrigere Steuerzahlun-

gen. Mit der platten Parole liberal = 
bereichert Euch geriet die FDP in eine 
schwere Krise. Viele Anhänger und 
Wähler begannen sich zu genieren, ein 
Bekenntnis zur FDP war moralisch 
anrüchig geworden; entsprechend die 
Wahlergebnisse.

In dem Jahr seit der Bundestagswahl 
hat die FDP eine programmatische 
Diskussion geführt; nach Angaben der 
FDP beteiligten sich daran über 15 000 
Mitglieder. Lindner stellte nun auf dem 
Dreikönigstreffen die Ergebnisse die-
ser Diskussion vor.

Lindner beginnt mit der äußeren 
Form der Politik: er könnte jetzt eine 
Rede halten, wie sie alle erwarteten. 
Abarbeiten an der großen Koalition, 
die nur noch sozialdemokratische Po-
litik mache, weshalb eine wirtschafts-
liberale Korrektur durch die FDP nötig 
sei. Das wolle er aber nicht, das sei 
alles bekannt und ein bloßes Ritual. 
Er fährt fort:

„Wir sind eine traditionsreiche Par-
tei. Die wesentlichen Grundfragen der 
Bundesrepublik haben wir mitgeprägt. 
Aber die Unionsparteien auch. Mag 
man den aktuellen Kurs missbilligen, 
die Konservativen von Adenauer bis 
Kohl haben sich um Deutschland ver-
dient gemacht. Mit den Sozialdemo-
kraten haben wir die neue Ostpolitik 
verwirklicht und das Streben nach so-
zialer Gerechtigkeit mag mich in den 
Ergebnissen nicht überzeugen, ein an-
erkennenswertes Motiv ist es schon. 
Die Grünen haben das ökologische 
Bewusstsein unserer Gesellschaft ge-
stärkt, auch wenn ich so einiges als 
totalitär empfinde. Wir haben oft über 
die Schwächen und Fehler der anderen 
gesprochen. Man spricht aber nur über 
die Schwächen anderer, wenn man sich 
seiner eigenen Stärke nicht bewusst ist. 
Wer Respekt will, muss auch anderen 
Respekt zollen können. Als Partei der 
Meinungsfreiheit muss die FDP schon 
im Stil wieder einen Unterschied ma-
chen!“

Lindner spricht die (potentiellen) 
Wähler seiner Partei an als „aufgeklär-
te“ Menschen, die genug haben von dem 
verbreitete Politikstil „wir haben recht 
und alle anderen sind unsere Feinde“.

Lindner vermutet, dass es bei den 
Wählern eine ausreichend große Grup-
pierung gibt, die er so ansprechen 
kann. Es müsse deutlich werden, war-
um man Freier Demokrat geworden sei 
und nicht Christ- oder Sozialdemokrat. 
Seine Antwort:

„Wir sind zurückgegangen an die 
Quellen unserer Überzeugung. In mei-
nem persönlichen Fall war es stark 
verbunden mit einem Lebensgefühl. 
Ich habe das dieser Tage schon einmal 
berichtet. Ich habe als Schüler den Weg 
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zu den Freien Demokraten gefunden. 
Ich bin richtig aktiv geworden, als ich 
mit 18 Jahren meine erste eigene, selbst 
gemietete Wohnung bezogen habe. Er-
innern Sie dieses Gefühl noch? Das 
Gefühl der Unabhängigkeit? Und die 
Vorfreude auf das, was jetzt noch alles 
kommen kann? Das ist ein Lebensge-
fühl! Es hat nichts mit Beruf oder Ein-
kommen oder Alter oder Geschlecht zu 
tun. Es ist die Liebe zur Freiheit. Ich 
bin überzeugt, dass viele Menschen 
dieses Gefühl teilen – aber dass unsere 
Gesellschaft insgesamt zu wenig davon 
hat!“

Wie aus der Zitatesammlung im 
Kasten hervorgeht, versucht die FDP 
eine Wiederbelebung des klassischen 
Liberalismus: Stolz auf die eigene in-
dividuelle Leistung, auch wenn diese 
Leistung noch keine Früchte gebracht 
hat. Damit soll eine Verengung auf 
klassische Klientelpolitik, die die FDP 
natürlich weiterhin betreiben will, ver-
mieden werden. Angesprochen werden 
soll nicht nur der Mittelständler, der 
in der Regierung jemand haben möch-
te, der gegen Regulierungen des Ar-
beitsmarktes auftritt. Angesprochen 
werden sollen auch Studierende, die 
mit einer im Wissenschaftsbetrieb ge-
fundenen Idee auf den Markt streben.

Zarte Signale

Nun ist eine in sich schlüssige Pro-
grammatik sicher grundlegend, wenn 

sich dafür aber nicht ausreichend An-
hänger finden lassen, nützt das nichts. 
Bisher war die FDP von der Mehr-
heit der Presse abgeschrieben. Auch 
ein eher wohlwollend kommentierter 
Auftritt des Vorsitzenden beim Drei-
königstreffen ändert daran nicht so 
schnell etwas.

Die Signale, dass das Konzept von 
Lindner aufgehen könnte, kommen von 
wo anders. Am Dreikönigstreffen nahm 
unter anderem Berthold Leibinger teil, 
Senior-Chef der Firma Trumpf, die 
Weltmarktführer bei Lasertechnik für 
Metallverarbeitung ist. CDU-Mitglied 
Leibinger sagte, er wolle mit seiner 
Anwesenheit für eine schwarz-gelbe 
Koalition nach der Landtagswahl 2016 
werben; die CDU brauche „ein Kor-
rektiv“ durch einen „liberalen Part-
ner“. Das seien, und das sehe er wie 
viele andere aus der Wirtschaft, die 
geläuterten Freidemokraten, bei denen 
„die Maximen Eigenverantwortung, 
Wettbewerb, Marktwirtschaft, Subsi-
diarität gewissermaßen in den Genen 
verankert“ seien.

AfD Baden-Württemberg in der Krise

Die jetzige grün-rote Landesregierung 
hat derzeit in Umfagen keine Mehrheit. 
Der populäre Ministerpräsident wäre 
bei einer schwarz-grünen Koalition 
weg. 

Das Wahlsystem in Baden-Württem-
berg zwingt zu einer harten Auswahl: 

Jeder hat nur eine Stimme. Wähler 
des bürgerlichen Lagers haben als 
Optionen: Alleinregierung der CDU 
(nach dem Erfahrungen mit dem letz-
ten CDU-Ministerpräsidenten Mappus 
eher fraglich). Oder die AfD stärken, 
damit diese als konservatives Kor-
rektiv zur CDU sich etablieren kann. 
Regierungsfähig ist die AfD im Land 
aber überhaupt nicht. Etwa ein Drittel 
der Parteimitglieder der AfD gehören 
zum christlich-fundamentalistischen 
Flügel, die mit extremen Äußerungen 
in der Öffentlichkeit auffallen. 

So hat der Stuttgarter AfD-Gemein-
derat Heinrich Fiechtner den Koran 
gleichgesetzt mit Adolf Hitlers „Mein 
Kampf“ und den Stuttgart OB Kuhn 
als einen miesen „faschistoid-popu-
listischer Scharfmacher“ bezeichnet. 
Gegen Fiechtner, praktizierender Arzt 
und aktiver evangelischer Christ, läuft 
jetzt ein Parteiausschlussverfahren. 
Auf dem Landesparteitag der AfD 
am 17./18. Januar trat die Zahnärztin 
Christina Baum gegen den Landes-
vorsitzenden an mit den Thesen vom 
„schleichenden Genozid der deutschen 
Bevölkerung“, den die Grünen betrie-
ben. Sie erhielt 198 von 541 Stimmen.

Die AfD scheint sich entlang der Li-
nie christlich-fundamentalisch gegen 
nationalliberal zu zerlegen. Das könnte 
bei der Landtagswahl in etwas mehr 
als einem Jahr durchaus der FDP zu 
Gute kommen.� Alfred Küstler

Zitate aus der Rede des FDP-Vorsitzenden Christian Lindner am 6. Januar in Stuttgart
Deutschland ist heute stark. Aber für 
seine Zukunft brauchen wir mehr. 
Mehr Tatkraft, mehr Optimismus und 
mehr Freiheitsliebe!

Es ist die Liebe zur Freiheit. Ich 
bin überzeugt, dass viele Menschen 
dieses Gefühl teilen – aber dass un-
sere Gesellschaft insgesamt zu wenig 
davon hat!

Unser Auftrag: Stärken wir den 
Glauben der Menschen an sich selbst!

Wenn andere den Bürgern sagen: 
„Das kannst Du nicht“ und „Das 
darfst Du nicht“ sagen wir: „Klar 
kannst Du das!“ Wir machen DICH 
größer – und nicht den Staat.

Die liberale Erzählung beginnt nicht 
mit dem Steuerrecht. Beginnen wir die 
liberale Erzählung von heute an mit 
dem Kapitel der Bildung und Eman-
zipation des Einzelnen. Weil sich die 
Geschichte der Aufklärung in jeder 
Generation neu wiederholen muss.

Wenn das Streben nach guten Leis-
tungen schon in der Schule zu einem 
charakterlichen Makel umgemünzt 
wird, dann stimmt etwas nicht. Und 
dagegen muss man sich wehren – und 
davor muss man Kinder und Jugendli-
che schützen. Mir hat der Handwerks-
präsident Wollseifer neulich vom Sohn 
eines Augenarztes berichtet, der Au-

genoptikermeister wird. Wer das als 
Bildungsabstieg begreift, der hat nicht 
verstanden, woraus unser Land seine 
Stärke bezieht.

Deutschland muss sich trauen, wie-
der die Republik der Chancen zu wer-
den! Zukunft kann man nicht nur 
fürchten, man kann Zukunft auch 
gewinnen!

Wir brauchen eine neue Chancen-
kultur: Risikobereitschaft braucht 
Anerkennung – und wer scheitert, der 
hat einen neuen Anlauf verdient!

Es darf nicht dazu kommen, dass 
die Stärke des organsierten Protests 
mehr zählt als wissenschaftliche Ar-
gumente!

Der Ausstieg aus der Kernenergie 
hat uns eines gelehrt: Es müssen nicht 
nur die Folgen der Einführung einer 
Technologie untersucht werden, son-
dern auch die Folgen des Verzichts auf 
eine Technologie!

Daher müssen wir dafür sorgen, dass 
jeder Einzelne die Hoheit über seine 
Daten behält, um diese großartigen 
Technologien selbstbestimmt nutzen 
zu können!

Liberale können und dürfen nicht 
für Branchen oder gar Unternehmen 
Partei ergreifen, um sie mit Gesetzen, 
Protektionismus oder Subventionen 

zu schützen. Aber wir wollen faire 
Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Etablierten und den Newcomern, 
zwischen den Mächtigen und den Au-
ßenseitern schaffen, damit die Kun-
den entscheiden können – und sich die 
bessere Idee durchsetzt!

Zum Abendland, das die zu verteidi-
gen vorgeben, gehört für uns die Auf-
klärung. Dazu gehört Lessings Ring-
parabel von der Toleranz zwischen 
den Religionen. Dazu gehört die Idee 
des weltanschaulich neutralen Staates 
mit seiner liberalen Verfassung. Wer 
sie achtet, wer nach den Regeln spielt, 
sich um den Lebensunterhalt seiner 
Familie bemüht, für den muss in un-
serem Land die preußische Toleranz 
gelten – dass nämlich „jeder nach sei-
ner Façon selig“ werden darf

Die innere Liberalität unseres Lan-
des und seine Weltoffenheit fordern 
von uns geistige Wehrhaftigkeit. Die 
AfD ist kein Ersatz für die FDP. Die 
AfD ist das Gegenteil all dessen, was 
uns Liberalen heilig ist.

Für uns Freie Demokraten ist klar: 
Unser Platz ist immer an der Seite der-
jenigen, die sich weltweit für Freiheit, 
Menschenrechte, Rechtstaat, Demo-
kratie und Marktwirtschaft einset-
zen!
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USA: Klinikpersonal streikt in 
Kalifornien
Über 2.600 Beschäftigte der Kaiser 
Permanente Mentalkliniken befinden 
sich seit Montag im Streik, der auf 
35 Einrichtungen ausgedehnt werden 
soll und zunächst die ganze Woche 
dauern soll. Dabei geht es um die Ab-
wehr von Kürzungsmaßnahmen des 
Unternehmens die – obwohl der „Vor-
schlag“ auf Belegschaftsversammlun-
gen niedergestimmt worden war –von 
der Unternehmensleitung umgesetzt 
werden, etwa die Kürzung der Kran-
kenversicherung von Betriebsrentner, 
was als Auftakt eines Renditeplanes 
gilt, der auf Kosten der Belegschaft 
umgesetzt werden soll, so die Gewerk-
schaft NUHW. 
Quelle: http://nuhw.org, 10.1.2015

Türkei: Krankenhaus-Beschäftigte 
entlassen
Am Krankenhaus der Maltepe-Uni-
versität in Istanbul sind 98 Beschäf-
tigte wegen ihrer Mitgliedschaft in der 
Disk-Gewerkschaft der Beschäftigten 
im Gesundheitswesen entlassen wor-
den. Die Beschäftigten hatten sich der 
Gewerkschaft angeschlossen, um für 
bessere Arbeitsbedingungen im Kran-
kenhaus zu kämpfen. Ihre Forderun-
gen waren höhere Löhne, was seit meh-
reren Jahren versprochen worden war, 
und kürzere Arbeitszeiten. Mehrere 
der jetzt entlassenen Beschäftigten 
waren seit über zehn Jahren in dem 
Krankenhaus beschäftigt und hatten 
für ihre Arbeit verschiedene Auszeich-
nungen bekommen. Unter den Entlas-
senen sind Schwerbehinderte ebenso 
wie Ehepaare, so dass ganze Familien 
jetzt ohne Einkommen dastehen.
Quelle: http://www.labourstartcampaigns.net, 

http://www.devsaglikis.org.tr, 9.1.2015

Polen: Zechenstreik und Blockade 
der Eisenbahn
Die Kohlegesellschaft Kompania Weg-
lowa beschäftigte vor zehn Jahren bei 
der Gründung als AG rund 65 000 Men-
schen, heute sind es etwa noch 47 000. 
Jetzt sollen von den 14 Zechen gleich 
vier geschlossen und die zehn ande-
ren an andere Unternehmen abgegeben 
werden. Hintergrund ist eine langan-
dauernde Absatzkrise, die durch die 
stark gefallenen Ölpreise weiter ver-
schärft wurde. Der nach eigenen An-
gaben größte Kohleförderer Europas 
bzw. die polnische Regierung haben 
offensichtlich nur ein Problem: Dass 
die Belegschaften ihren Beteuerun-
gen, es würden nur wenige entlassen 
und dies unter sozialen Bedingungen, 
nicht glauben. Tatsächlich streiken die 
Belegschaften seit dem 8. Januar. Tau-
sende sind „unten geblieben“, andere 
blockieren Eisenbahnen in Schlesien. 

Am 12. Januar reiste die Premierminis-
terin zu Gesprächen mit den Gewerk-
schaften nach Katowice. Der Sprecher 
der Gewerkschaft PZZG Dariusz Po-
tyrala sagte nach dem Treffen mit der 
Ministerpräsidentin Kopacz, die sozi-
alen Argumente der Gewerkschaften 
seien in den Verhandlungen durch eine 
Flut wirtschaftlicher Erwägungen er-
tränkt worden. Die Gespräche wurden 
ohne Ergebnis nach 12 Stunden be-
endet. Die erste Reaktion darauf war, 
dass nun 12 der 14 Weglowa-Zechen 
bestreikt werden. Vor den Verhandlun-
gen waren es acht Zechen. 
Quelle: http://www.warsawvoice.pl, 14.1.2015

Indien: Kampf gegen Privatisierung 
der Kohlezechen
Die Privatisierungspläne der Regie-
rung Modi stoßen weiter auf starken 
Widerstand: Nachdem Premierminis-
ter Modi gegen Ende 2014 für viele 
überraschend erneut die Versteigerung 
der Abbaurechte auf die Tagesordnung 
gesetzt hatte (frühere Versteigerungen 
waren kurz zuvor vom Obersten Ge-
richtshof wegen Unregelmäßigkeiten 
für ungültig erklärt worden), hatten 
der All India Trade Union Congress 
(AITUC), Bharatiya Mazdoor Sangh 
(BMS), Hind Mazdoor Sabha (HMS) 
und der Indian National Trade Uni-
on Congress (Intuc) die rund 370 000 
Beschäftigten der Coal India Limited 
(CIL) zu einem fünftägigen Streik auf-
gerufen, der nach Gewerkschaftsan-
gaben von über 80% der Belegschaft 
befolgt wurde und an dem sich auch 
die Beschäftigten anderer Kohlege-
sellschaften beteiligten. Nach einem 
ausführlichen Gespräch mit dem Ener-
gieminister haben auf dessen Zusa-
gen hin die meisten der beteiligten 
Gewerkschaftsverbände den Streik 
bereits am Mittwoch, dem 7. Januar 
beendet. Er hatte verschiedenen Quel-
len zufolge zugesagt, es werde im Zuge 
einer eventuellen Privatisierung keine 
Entlassungen geben. 
Quelle: http://timesofindia.indiatimes.com, 

7.1.2015, http://economictimes.indiatimes.com, 

9.1.2015

Indien: Fabrikblockade bei Holcim 
ausgesetzt 
Am 9. Januar blockierten Familien-
angehörige von Leiharbeitern die drei 
Zufahrten zum Fabrikneubau bei 
ACC-Holcim in Jamul. Der schnell 
anwachsende Protest zwang ACC-
Holcim, schriftlich in Drei-Parteien-
Gespräche einzuwilligen. Bei bitte-
rer Kälte um 6 Uhr früh blockierten 
Frauen und Kinder von Leiharbeitern 
des zum Holcim-Konzern gehörenden 
Werks in Jamul, Chhattisgarh (Indi-
en) die Zugänge zum Bauplatz für ein 
neues Werk. Mit ihrer Protestakti-
on fordern sie vom Holcim-Konzern 

(größter Baustoffhersteller der Welt), 
endlich ernsthafte Schritte zur Lö-
sung des jahrelangen Konflikts mit den 
Leiharbeitern. 2011 hatte das Oberste 
Gericht in Chhatisgarh in zweiter Ins-
tanz festgestellt, dass die Leihverträge 
im Holcim-Werk Scheinverträge sind 
und dem Arbeitsrecht widersprechen. 
Das Gericht forderte Holcim auf, die 
Leiharbeiter, die teilweise seit mehr 
als zwanzig Jahren bei ACC arbeiten, 
fest anzustellen. Holcim-Indien ging in 
Revision und schob damit eine Lösung 
für die Leiharbeiter und ihre Familien, 
die gezwungen sind, unter prekären 
Verhältnissen zu arbeiten und zu leben, 
auf die lange Bank. Auch eine Klage 
wegen Verletzung der OECD-Richtli-
nien für multinationale Unternehmen 
hat zu keinen Ergebnissen geführt. Aus 
diesem Grund entschlossen sich die Fa-
milienangehörigen, zusammen mit der 
Gewerkschaft der Leiharbeiter PCSS 
(Pragtisheel Cement Shramik Sangh) 
zur Protestaktion gegen das im Bau be-
findliche neue Werk von ACC-Holcim. 
Die große Zahl der Protestierenden 
sorgte für Nervosität bei Polizei und 
Betriebsführung, die sich bemühten, 
eine friedliche Lösung des Konflikts 
zu finden. Diese wurde gefunden, als 
das Holcim-Management einwilligte, 
an einem Treffen zwischen den Dis
triktbehörden und der Gewerkschaft 
teilzunehmen und die Informationen 
zur neuen Fabrik offen zu legen.
Quelle: Medienmeldung http://www.solifonds.

ch, 11.1.2015

Mexiko: 2014 wurden zehn 
Journalisten ermordet
Laut dem Bericht des Lateinamerika-
nischen Journalistenverbandes (Felap) 
und mexikanischer Fachverbände sind 
2014 in Mexiko zehn Journalisten getö-
tet worden. 22 weitere Medienschaffen-
de wurden Opfer des „Verschwinden-
Lassens“. Von 2000 bis heute wurden 
insgesamt 139 Morde an Journalisten, 
ihren Familienangehörigen oder ihnen 
nahe stehenden Personen begangen. In 
diesem Jahr gibt es bereits einen neuen 
Fall von Verschwinden-Lassen: Am 2. 
Januar wurde der Journalist, Fotore-
porter und soziale Aktivist José Moi-
sés Sánchez von einem bewaffneten 
Kommando aus seinem Haus entführt. 
Dies sei geschehen, „nachdem er vom 
PAN-Bürgermeister von Medellín de 
Bravo, Omar Cruz, bedroht wurde“, 
so der Felap-Bericht. Sánchez arbeitet 
für die Lokalzeitung „La Unión“, de-
ren Herausgeber er auch ist. In seinen 
Beiträgen ging es vor allem um die 
Korruption in der Bezirksverwaltung. 
Nach Aussagen der anwesenden Fa-
milie kamen die schwer bewaffneten 
Männer mit drei Autos, stürmten das 
Wohnhaus, schleppten Sánchez mit 
Gewalt in eines der Fahrzeuge und fuh-
ren mit ihm davon. Seinen Computer, 
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die Kamera und mehrere Mobiltelefone 
nahmen sie mit. Als die Familie die 
Polizei anrief, ging niemand ans Tele-
fon. Inzwischen wurden alle 38 Lokal-
polizisten von der Staatsanwaltschaft 
zur Vernehmung vorgeladen, 13 sind in 
Untersuchungshaft. Ihnen wird vorge-
worfen, die Entführung von Sánchez 
zugelassen zu haben. Seit dem Jahr 
2000 bis heute sind allein in Veracruz 15 
Journalisten ermordet worden und mit 
Sánchez sind es fünf Verschwundene. 
Quelle: https://amerika21.de, 8.1.2015

Nicaragua: Dole entschädigt Arbeiter 
Die US-amerikanische Dole Food 
Company ist der größte Anbieter von 
Obst, Gemüse und Schnittblumen 
weltweit. Jetzt zahlt die Company Ent-
schädigungen an ehemalige Planta-
genarbeiter, die durch die Verwendung 
der Pestizide Nemagón und Fumazone 
schwer erkrankt sind. Dies berichte-
te der Anwalt der Betroffenen, An-
tonio Hernández Ordeñana. Wie der 
Sprecher des Konzerns in Nicaragua, 
Humberto Hurtado bestätigte, soll die 
Zahlung in den nächsten Wochen ge-
schehen. 
Quelle: https://amerika21.de, 31.12.2014

Streik bei VW Brasilien: 20 000 
blockieren Autobahn 
800 Entlassungen sprach VW Ende 
2014 für das Werk von São Bernardo 
do Campo aus. Die Entlassenen erhiel-
ten die Kündigung per Brief in den 
Weihnachtsferien. Darauf beschlossen 
am ersten Arbeitstag des neuen Jah-
res, am 6. Januar, alle drei Schichten 
nahezu einstimmig den Streik. 13 000 
Metaller legten die Arbeit nieder. Die 
Unternehmensleitung hat bereits an-
gekündigt, bis zu 1300 weitere Kol-

legen entlassen zu wollen. VW hatte 
gerichtlich ein Verbot gewerkschaft-
licher Versammlungen auf „seinem“ 
Gelände beantragt. Nach vier Tagen 
Streik verschärfte das Unternehmen 
seine Entlassungsoffensive. Daraufhin 
wurde am 12. Januar die wichtigste 
Autobahn des Großraumes São Paulo 
fast vier Stunden faktisch blockiert: 
Die Kundgebung, zu der die Metall-
gewerkschaft der ABC Region aufrief, 
hatte 20 000 Teilnehmer. Da Volkswa-
gen São Bernardo, gegen den sich der 
Protest vor allem richtete, „nur“ 13 000 
Beschäftigte hat, zeigt die Zahl, dass es 
sich um eine massive gemeinsame Ak-
tion handelte. Die Belegschaften von 
VW, Mercedes, Ford, Karman Ghia, 
Mahle, Sogefi und Samot beteiligten 
sich. Nach der Massenkundgebung auf 
der Autobahn hat sich die Unterneh-
mensleitung von VW bereit erklärt, 
Verhandlungen mit der Gewerkschaft 
über ihre Entlassungspläne wieder 
aufzunehmen. 
Quelle: http://www.smabc.org.br, 14.1./15.1.2015

Brasilien: Streiks bei Mercedes in São 
Paulo
Ebenso wie VW sollen auch bei Mer-
cedes Benz 250 Beschäftigte entlassen 
werden. Dagegen traten am 7. Januar 
4 000 Beschäftigte für 24 Stunden in 
den Warnstreik, über dessen Fortfüh-
rung eine Vollversammlung „in den 
nächsten Tagen“ entscheiden soll. Bei 
Daimler São Paulo (bzw. SBC) gibt es 
rund 1000 Kollegen, die im zweiten 
Halbjahr 2014 beurlaubt waren, aus 
diesem Kreis wurde jetzt entlassen. 
Auch im Werk Juiz de Fora soll es aus 
dem Kreis von knapp 200 Beurlaubten 
Entlassungen geben. In beiden Fäl-
len verstoßen die Unternehmen gegen 
(nach ihrer Ansicht ausgesetzte, nach 

Ansicht der Gewerkschaft 
gültige) Betriebsvereinba-
rungen gegen Entlassungen. 
Die Gewerkschaften stießen 
auf den Belegschaftsversammlun-
gen erneut die Debatte darum an, einen 
gesellschaftlich-politischen Modus zu 
finden, der verhindert, dass die Unter-
nehmen jede konjunkturelle Schwan-
kung auf die Belegschaften abwälzen 
können.
Quelle: http://www.cnmcut.org.br, 6.1.2015

Chile: Unternehmer gegen neues 
Arbeitsrecht
Chiles Präsidentin Michelle Bachelet 
hat einen Gesetzentwurf zur Reform 
des Arbeitsrechts im Parlament vorge-
legt. Nach ihren Angaben soll das Pro-
jekt zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen beitragen und die Qualität 
und Produktivität der Arbeit steigern. 
Die zehn Punkte des Gesetzes beinhal-
ten neben der Stärkung der Arbeits-
rechte von Frauen und Jugendlichen 
insbesondere die Verhandlungsrechte 
von Arbeitnehmern. Streikende Arbei-
ter sollen nicht mehr durch arbeitswil-
liges Personal ersetzt werden dürfen. 
Außerdem werden die Gewerkschaften 
zu Hauptvertretern der Arbeitnehmer 
in kollektiven Verhandlungsprozessen 
ernannt. Vor allem dieser Punkt stieß 
auf Kritik in den Reihen der Oppositi-
on und bei den Arbeitgeberverbänden. 
Laut Andrés Santa Cruz, dem Prä-
sidenten des Unternehmerverbandes 
CPC, würde die Reform nicht die Pro-
bleme der Arbeiter lösen, sondern nur 
die Führungen der Gewerkschaften 
stärken. Neun Monate nach Antritt ih-
rer zweiten Amtszeit steht Präsidentin 
Bachelet unter Zugzwang, positive Er-
gebnisse vorzulegen. 
Quelle: https://amerika21.de 9.1.2015

Auslands-

nachrichten

Wahl in Tunesien
Am 1. Januar titelte die tunesische Ta-
geszeitung „Le Temps“: „Die tunesi-
sche Ausnahme – Zum ersten Mal in 
unserer Geschichte und in der ganzen 
arabischen Welt fand eine friedliche 
Übergabe der Macht in die Hand eines 
direkt gewählten Präsidenten statt.“

Zuvor hatte sich Ende Dezember der 
88-jährige säkulare Essebi mit 55,68 % 
gegen den gemäßigten islamistischen 
Übergangspräsidenten Marzouki 
(11,32 %) in einer Stichwahl durch-
gesetzt. 

Im Oktober hatte die erste Parla-
mentswahl nach der tunesischen Re-
volution 2011 stattgefunden. Auch hier 
setzten sich die säkularen Parteien 
durch. Die Partei des neu gewählten 
Präsidenten Nida Tounes kam auf 38 % 
Prozent der Stimmen, weitere kleine-
re Parteien auf 13 %. Die gemäßigt 
islamistische Partei Ennahda erhielt 

nur 28 % der Stimmen. Sie hatte 2011 
bei der Wahl zur verfassungsgebenden 
Versammlung die Mehrheit der Abge-
ordneten gestellt. Die Wahlbeteiligung 
lag bei ca. 65 %.

Der starke tunesische Gewerk-
schaftsbund hatte gemeinsam mit dem 
Unternehmerverband und dem Men-
schenrechtsverein nach der Ermor-

dung zweier Oppositionspolitiker 2012 
den Rücktritt der Übergangsregierung 
2013 erzwungen und den Weg für die 
neue Verfassung, die Parlaments- und 
die Präsidentenwahl freigemacht. Bei 
beiden Wahlen zeigte sich, der öko-
nomisch starke Norden stimmt mehr-
heitlich säkular und wählte den neuen 
Präsidenten Essebsi. Nur in den struk-
turschwachen Gebieten des Landesin-
nern und Südens hatte der islamisti-
sche Bewerber Maszouki die Mehrheit. 

Tunesien hat als einziges Land des 
sog. „arabischen Frühling“ eine bis 
jetzt positive Entwicklung genommen 
und ist nicht zerfallen in Stammens- 
und Religionskonflikte. Es zeigt sich, 
dass die tunesische Ausnahme u.a. sei-
ne Basis unter den Arbeitern der Indus-
trie hat, die 32 % der Erwerbstätigen 
Tunesiens ausmachen. In der Land-
wirtschaft arbeiten 18 %. Der große 
Teil der landwirtschaftlichen Betriebe 
liegt auch im Norden Tunesiens. � rub
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50 000 fordern den Stopp von Tierfabriken, Gentechnik und TTIP. Bauern und 
Verbraucher gehen vereint für eine Agrarwende auf die Straße
Berlin. In Berlin gingen zum fünf-
ten Mal Bäuerinnen und Bauern, Im-
kerinnen und Imker zusammen mit 
Verbraucherinnen und Verbrauchern 
für eine grundlegend andere Agrar-
politik auf die Straße. Das Bündnis 
forderte von der Bundesregierung 
eine klare Absage an das EU-USA-
Handelsabkommen TTIP, einen wirk-
samen gesetzlichen Schutz der Land- 
und Lebensmittelwirtschaft vor der 
Gentechnik sowie den sofortigen Stopp 
des weiteren Ausbaus von Mega-Stäl-
len. Der Demonstrationszug mit rund 
50 000 Teilnehmern vom Potsdamer 
Platz zum Bundeskanzleramt wurde 
von einem Fahrzeugkonvoi mit mehr 
als 90 Traktoren angeführt. Das „Wir 
haben es satt!“-Bündnis hat in den 
letzten Jahren viel erreicht: TTIP ist 
in aller Munde und 97 Prozent der 
Europäer lehnen mehr Macht für Kon-
zerne ab. Bürgerinitiativen haben mit 
Hilfe des neuen Baugesetzes mehr als 
100 Mega-Ställe verhindert. Gentech-
nik hat durch das Engagement einer 
breiten Bewegung auf unseren Äckern 
keinen Fuß gefasst. Doch dies sind nur 
die Anfänge einer dringend notwendi-
gen Agrarwende für eine Zukunft der 
Landwirtschaft in bäuerlicher Hand 
mit Rückhalt in der Gesellschaft. „Das 
EU-USA-Handelsabkommen (TTIP) 
dient einseitig global agierenden Kon-
zernen und wird vielen bäuerlichen 
Betrieben hier und weltweit die Exis-
tenzgrundlage entziehen. Gleichzeitig 
drohen die Verbraucherstandards ge-
senkt zu werden“, sagte Jochen Fritz, 
Sprecher des „Wir haben es satt!“-
Bündnisses. „Das heißt mehr Gentech-
nik im Trog und Hormonfleisch durch 
die Hintertür. Deswegen fordern wir 
von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Bundeswirtschaftsminister Sig-
mar Gabriel TTIP zu stoppen!“ Die 
Agrarpolitik der Bundesregierung 
wird von den Veranstaltern scharf 
kritisiert. Sie habe dazu beigetragen, 
dass beispielsweise seit dem Jahr 2000 

mehr als Dreiviertel der Schweine-
halterInnen aufgegeben haben, wäh-
rend Fleischkonzerne zunehmend die 
Tierhaltung übernähmen. Trotz eines 
Selbstversorgungsgrades mit Fleisch 
von 120 Prozent würden weiter Me-
ga-Ställe in Deutschland genehmigt. 
„Die Strategie, die Produktion immer 
weiter auszudehnen, was zu Dumping-
Exporten auf dem Weltmarkt führt, 
ist gescheitert. Die Landwirtschaft 
in Deutschland braucht eine Zukunft 
jenseits von Tierfabriken und Mega-
Schlachthöfen“, so Fritz. „Wenn die 
Bundesregierung jetzt nicht handelt, 
zementiert sich eine agrarindustrielle 
Struktur, die nicht mehr veränderbar 
ist. Die Zukunft liegt in der Ernäh-
rungssouveränität auf Basis regionaler 
Märkte.“ � http://www.bund.net

Rückblick auf rechtsextreme Aktivitä-
ten in den einzelnen Bundesländern
Köln. Das Jahr 2014 hielt viele Erfol-
ge, aber auch neue Herausforderungen 
bereit. Große Aufmerksamkeit erhiel-
ten die neuen Bewegungen HoGeSa 
und PeGiDa undihre lokalen Ableger. 
Tausende von Menschen schlossen sich 
den rassistischen Demonstrationen in 
bürgerlichem Gewand an. Auch die 
Hetze und gewalttätige Übergriffe ge-
gen Flüchtlinge waren Schwerpunkt 
dieses Jahres. Nicht zuletzt hat die 
Welle antisemitischer Parolen und Ge-
walt besonders in diesem Jahr wieder 
die Republik erschüttert. Doch was 
geschah in den einzelnen Bundeslän-
dern? Welche Entwicklungen bahnen 
sich an? Und welche Gefahren werden 
uns noch in nächster Zeit beschäfti-
gen? Unser Portal Netz gegen Nazis 
schaut noch einmal genauer hin – und 
hat seine Partnerprojekte in den Län-
dern um einen Rückblick gebeten. Die 
Übersichten über die Bundesländer im 
Einzelnen unter:
www.amadeu-antonio-stiftung.de/aktuelles/

jahresrueckblick-2014/

Atommüll-Export verschiebt das  
Problem, aber löst es nicht
Statt über Risikoverlagerung ins Aus-
land nachzudenken, sollte EnBW die 
Atommüll-Produktion besser heute 
als morgen stoppen. Zum Verstoß von 
Heinz Seiffert, Chef des EmBW-Mitei-
gentümers Oberschwäbische Elektri-
zitätswerke (OEW), Atommüll ins Aus-
land zu bringen, erklärt Jochen Stay, 
Sprecher der Anti-Atom-Organisation 
.ausgestrahlt: „Wer den Atommüll-Ex-
port gutheißt, der will die strahlenden 
Gefahren den Menschen in anderen 
Ländern aufbürden, um selbst mit 
weißer Weste dazustehen. Der Export 
verschiebt das Problem, aber löst es 
nicht. Seiffert liegt falsch, wenn er 
von einem Weltmarkt für Atommüll-
Lagerung spricht. Weltweit gibt es 
bisher nirgends ein sogenanntes End-
lager für hochradioaktiven Müll. Seif-
fert sollte sich lieber dafür einsetzen, 
dass die EnBW ihre zwei laufenden 
Atomkraftwerke in Philippburg und 
Neckarwestheim schon jetzt abschal-
tet, damit nicht weiterhin gefährlicher 
Atommüll produziert wird, für den es 
nirgendwo eine auf Dauer sichere La-
gerung gibt.“ � www.ausgestrahlt.de

Initiative „Starke Kommunen“: 
Gemeinden ins Zentrum der 
Demokratie rücken 
Berlin. Die Initiative „Starke Kom-
munen“ ist ein parteiübergreifendes 
Bündnis von Kommunalpolitiker/in-
nen sowie Vertreter/innen aus Wissen-
schaft, Verbänden, Einrichtungen und 
Organisationen. Sie wollen die Kommu-
nen politisch stärken, denn dort müssen 
viele Entscheidungen umgesetzt wer-
den, dort wird Politik für die Menschen 
erlebbar und gestaltbar. Initiiert wurde 
„Starke Kommunen“ von Mehr Demo-
kratie. Die Initiative „Starke Kommu-
nen“ setzt sich zum Ziel, die politische 
Rolle der Kommunen in Deutschland zu 
stärken und die finanzielle Ausstattung 
der kommunalen Ebene zu verbessern. 
Angestoßen wurde die Initiative von 
Karl-Martin Hentschel, Bundesvor-
standsmitglied von Mehr Demokratie. 
Er stellt fest: „Wir werden bewegt von 
der Überzeugung, dass eine stärke-
re dezentrale Entscheidungsfindung 
durch die Bevölkerung zur Stärkung 
der Demokratie beiträgt.“ … 
Anlass für die Initiative ist der Koali-
tionsvertrag der großen Koalition von 
2013. Dort wurde die Bildung einer 
Kommission beschlossen, um die Fi-
nanzbeziehungen von Bund, Ländern 
und Kommunen neu zu ordnen. Die In-
itiative setzt sich für folgende Ziele ein: 
In die Kommission zur Neuordnung 
der Finanzbeziehungen sollen Vertre-
ter/innen aus Kommunen und Länder-
parlamenten gleichberechtig berufen 
werden.
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Eine Stärkung der Kommunen durch 
die Übertragung von Aufgaben. Da-
mit verbunden eine deutliche finan-
zielle Stärkung der Kommunen. Eine 
Reduzierung der Mischfinanzierun-
gen. Die Kommunen sollen grund-
sätzlich eigenständig über die Höhe  
ihrer Steuereinnahmen ent-
scheiden können. Mehreinnah-
men und Mindereinnahmen auf-
grund von Entscheidungen der  
Kommunen sollen sich nicht auf den 
Finanzausgleich auswirken. 
http://www.mehr-demokratie.de/initiative_

starke_kommunen.html

Arbeitslosigkeit behinderter 
Menschen steigt 
Berlin. Die allgemeinen Arbeitslosen-
zahlen gingen 2014 zurück, während 
sie bei schwerbehinderten Menschen 
stiegen. Die Schere am Arbeitsmarkt 
öffnet sich damit immer weiter. Denn 
der Anteil schwerbehinderter Men-
schen an der Gesamtarbeitslosigkeit 
stieg im Vergleich zum Vorjahr auf 
jetzt 6,4 Prozent. Deshalb muss die 
Bundesregierung endlich handeln 
und gegensteuern. Insbesondere eine 
Erhöhung der Ausgleichsabgabe für 
die Unternehmen, die keinen einzigen 
behinderten Menschen beschäftigen, 
ist überfällig. Dann könnte der Trend 
auch für behinderte Arbeitslose positiv 
verlaufen. Studien belegen, dass Ar-
beitslose mit einer Behinderung in der 
Regel sogar besser qualifiziert sind als 
nichtbehinderte. � www.presseportal.de

Lassen Sozialdemokraten die „Rente 
für Gefangene“ scheitern?
Köln. Am 18. Dezember 2014 wird der 
Deutsche Bundestag u.a. über die Ein-
beziehung der arbeitenden Gefangenen 
in die Rentenversicherung entscheiden. 
Einen entsprechenden Antrag hat die 
Fraktion „Die Linke“ vorgelegt (BT-Drs. 
18/2606). Der Antrag geht auch zurück 
auf eine Petitions-Initiative des Komi-
tees für Grundrechte und Demokratie. 
Die entsprechende Forderung wurde 
von über 5.770 Personen, darunter über 
3.420 betroffenen Gefangenen aus 65 
verschiedenen Justizvollzugsanstalten, 
sowie von nahezu allen bundesweit tä-
tigen Organisationen der Gefangenen-
hilfe unterzeichnet. Der Petitionsaus-
schuss hatte im April dieses Jahres die 
Forderungen an die Bundes- und die 
Landesregierungen weitergeleitet.
Bereits vor 37 Jahren wurde im damals 
neuen Strafvollzugsgesetz von 1977 die 
Einbeziehung der Gefangenen in die 
Sozialversicherungen verbindlich vor-
gesehen (§§ 190ff StVollzG). Nur ist das 
entsprechende Bundesgesetz nie erlas-
sen worden. Bis heute wird versucht, die 
sonderrechtliche Stellung der Gefan-
genenarbeit sowie finanzielle Gründe 
der Bundesländer als Gegenargumente 

geltend zu machen. Inzwischen hat der 
federführende Ausschuss für Arbeit 
und Soziales seine ablehnende Haltung 
(gegen die Stimmen der Linken und 
der Grünen) erneut deutlich gemacht 
(BT-Drs. 18/2784). Aus Sicht von Men-
schenrechts- und Gefangenenhilfsor-
ganisationen ist die Einbeziehung der 
Gefangenen in die Rentenversicherung 
eine notwendige Konsequenz aus dem 
Gleichheits- und Sozialstaatsprinzip: 
Prinzipien mit Verfassungsrang! Auch 
die Würde der arbeitenden Gefangenen 
wird durch die Exklusion aus den So-
zialversicherungssystemen schwer ver-
letzt. Der Ausschluss, der einer Zusatz-
bestrafung gleichkommt, widerspricht 
zudem den Forderungen des Strafvoll-
zugsgesetzes nach Resozialisierung und 
Angleichung der Lebensverhältnisse.
� www.grundrechtekomitee.de

Neue Expertise zu Hartz IV: Paritäti-
scher fordert 485 Euro Regelsatz
Berlin. Als völlig unzureichend kriti-
siert der Paritätische Wohlfahrtsver-
band die Anhebung des Regelsatzes bei 
Hartz IV zum 1.1.2015 um lediglich acht 
Euro von 391 auf 399 Euro. Der Regel-
satz sei „mutwillig kleingerechnet“ und 
erfülle nach wie vor nicht die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts, das zu-
letzt im Juli 2014 deutliche Nachbesse-
rungen bei der Bedarfsermittlung gefor-
dert hatte. Nach eigenen Berechnungen 
des Paritätischen sei eine Erhöhung des 
Regelsatzes um 24 Prozent auf 485 Euro 
notwendig, um das soziokulturelle Exis-
tenzminimum zu sichern. 
„Angesichts der Armut der Menschen in 
Hartz IV und in der Altersgrundsiche-
rung ist die Erhöhung des Regelsatzes 
um gerade einmal zwei Prozent gera-
dezu lächerlich gering“, klagt Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Gesamtverbandes. „Mit 
dieser Erhöhung wird Armut nicht be-
kämpft, sondern zementiert.“ Bereits 
bei der Berechnung der Regelsätze für 
2011 sei getrickst und manipulativ in 
die Statistik eingegriffen worden, um 
den Regelsatz „kleinzurechnen“ und 
das Hartz-IV-Niveau möglichst nied-
rig zu halten. Die geringe Erhöhung 
in 2015 sei nichts anderes als die bloße 
Fortschreibung dieser Willkür. Nach ei-
ner Expertise des Paritätischen müsste 
der Regelsatz eigentlich um 24 Prozent 
auf 485 Euro angehoben werden, wenn 
die Bundesregierung das selbstgewähl-
te Statistikmodell konsequent anwen-
den würde und sie den Mindestbedarf 
der Leistungsbezieher in Hartz IV, 
Sozialhilfe und Altersgrundsicherung 
wirklich decken wollte. Bei seinen Be-
rechnungen bezieht sich der Verband 
wie die Bundesregierung auf die so ge-
nannte Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe, berücksichtigt dabei aber 
u.a. konsequent die regelsatzspezifische 
Preisentwicklung. Der Verband fordert 

die Bundesregierung auf, insbe-
sondere zügig für deutliche Ver-
besserungen bei der Übernahme 
der Kosten für Haushaltstrom und 
Verkehr zu sorgen sowie wieder einen 
Rechtspruch auf einmalige Leistungen, 
etwa für Möbel und Hausrat, in Hartz 
IV zu verankern. Es sei nicht akzepta-
bel, dass die Bundesregierung auf ent-
sprechende Aufforderungen des Bun-
desverfassungsgerichtes vom Juli 2014 
noch immer nicht reagiert habe. „Wenn 
es um das Existenzminimum geht, und 
wenn Menschen in Armut leben, darf 
man Probleme nicht auf die lange Bank 
schieben. Man hätte zumindest erst ein-
mal die Pauschalen für diese Ausga-
benpositionen anheben können, um im 
Sinne des Bundesverfassungsgerichtes 
zu handeln und für die Menschen erste 
Abhilfe zu schaffen“, mahnt Schneider 
an. � www.der-paritaetische.de

Bundeshaushalt 2015 – Zielmarke 
0,7 klar verfehlt 
Berlin. Der Bundeshaushalt 2015, der 
heute verabschiedet wird, sieht nur 
eine minimale Aufstockung der Mit-
tel für die Entwicklungszusammenar-
beit vor. Deutschland verfehlt damit 
klar das Ziel, 2015 einen Anteil von 
0,7 Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens für Entwicklungszusammenar-
beit zur Verfügung zu stellen. „Die 
0,7 Marke wird wieder gerissen. Das 
ist angesichts der von der Regierung 
gegebenen Versprechen und vor allem 
angesichts der weltweiten Katastro-
phen ein Skandal“, sagte Dr. Bernd 
Bornhorst, Vorstandsvorsitzender von 
VENRO. „Zur Umsetzung der ambitio-
nierten Ziele der Zukunftscharta müs-
sen mehr Mittel bereitgestellt werden“, 
so Bornhorst weiter. Entwicklungs-
minister Dr. Gerd Müller hatte erst 
am Montag die von ihm initiierte Zu-
kunftscharta an Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel übergeben. Die Charta 
gibt Handlungsempfehlungen für eine 
nachhaltige und gerechte Welt und be-
kennt sich eindeutig zum 0,7 Prozent-
Ziel. „Die Bundeskanzlerin hat sich die 
Zukunftscharta zu eigen macht. Jetzt 
muss sie auch für die notwendigen Mit-
tel sorgen, um diese zu verwirklichen.“ 
Andernfalls seien die Zukunftscharta 
und die darin gemachten Bekenntnisse 
unglaubwürdig, so Bornhorst. Die Mit-
tel für Entwicklungszusammenarbeit 
steigen 2015 um 64 Millionen Euro, das 
ist ein Prozent des BMZ-Gesamtetats. 
Mit einem Anteil von zuletzt 0,38 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens 
bleibt der deutsche Beitrag damit deut-
lich unter der für das Jahr 2015 ver-
sprochenen Zielsetzung. Erfreulich ist, 
dass zumindest die Haushaltsmittel 
für die Not-und Übergangshilfe um 
60 Millionen Euro erhöht und für hu-
manitäre Hilfe auf 400 Millionen Euro 
festgesetzt wurden. � venro.org

Aktionen … 

Initiativen
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Köln stellt sich mehrfach quer
Der Streit in der Pegida-NRW eskalierte Anfang Januar. Kurzer Hand distanzierte sie sich 
von ihren örtlichen Ablegern Dügida (Düsseldorf), Bogida (Bonn) und Kögida (Köln). Was 
war passiert?

Anfang Oktober formierte sich in 
Dresden die Pegida-Bewegung1 u.a. in 
Reaktion der Angriffe von IS-Anhän-
gern auf Kurden. Am 26. Oktober fand 
in Köln eine brutale und gewalttäti-
ge Demonstration von Hooligans und 
Neonazis mit der Bezeichnung Hoge-
sa statt. 5 000 gewaltbereite Anhänger 
legten die Stadt lahm.2

Die Pegida-Demonstrationen in Dres-
den verliefen dagegen friedlich. Dump-
fe Islamfeindlichkeit, reaktionäre, ras-
sistische und rechtsextreme Parolen 
prägen das Bild bis heute. Mit Worten 

aus der NS-Zeit (Lügenpresse) wird 
gespielt, die Demagogie ist vielfältig.

Extrem rechte Kräfte in den alten 
Bundesländern nutzten Ende letzten 
Jahres diese Entwicklung und grün-
deten landesweite und örtliche Pegi-
da-Gruppen. Im ganzen Bundesgebiet 
formierte sich Protest gegen deren Ak-
tivitäten. Antifa-Bündnisse wurden 
aktiv und schauten sich die örtlichen 
Veranstalter genau an: Anders als die 
Pegida-Bewegung in Dresden sind ört-
liche Gruppen in den alten Bundes-
ländern zumeist von rechtsextremen 

Navid Kermani: Rede bei der Trauerkundgebung für die Opfer der Pariser 
Anschläge auf dem Kölner Appellhofplatz, 14. Januar 2015
„Allein, Freiheit und Gleichheit sind 
noch nicht das ganze Erbe der fran-
zösischen Revolution. Die letzten Tage 
haben uns daran erinnert, dass wir 
bei allen politischen Rechten und ge-
setzlichen Regeln immer auch das Mo-
ment der Brüderlichkeit im Blick haben 
müssen, der Empathie, des Einstehens 
für den Schwächeren, der Gastfreund-
schaft gegenüber dem Fremden, der 
Solidarität mit dem Verfolgten. Das 
war der entscheidende zivilisatorische 
Durchbruch, der 1789 sicher noch nicht 
gelungen, aber doch begonnen wurde, 
die Übertragung des biblischen Ge-
botes der Nächstenliebe auf die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit: Nicht wir 
Franzosen und wir Deutschen, nicht 
wir Weißen über den Schwarzen, nicht 
wir Einheimischen über den Frem-
den, nicht die Männer über den Frau-
en, nicht wir Adligen und wir Bürger, 
nicht wir Kapitalisten und wir Arbei-
ter, nicht wir Christen, wir Juden und 
wir Muslime, nicht wir Europäer, wir 

Asiaten und wir Afrikaner – nein, wir 
Menschen. …
Wir wehren uns, ja – und wir hätten uns 
schon viel früher wehren müssen. Denn 
die letzte Woche hat nicht nur eine 
unglaubliche Solidarität gezeigt – sie 
hat uns auch alle daran erinnert, dass 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
weder selbstverständlich noch kosten-
los sind, dass wir immer wieder neu 
für sie eintreten, für sie kämpfen und 
sie notfalls sogar mit unserem Leben 
verteidigen müssen. Der 
Kampf gegen Unfreiheit 
und Gewalt findet nicht 
nur in Kobane oder Aleppo 
statt, nicht nur am 11. Sep-
tember 2001 in New York 
oder am 7. Januar2015 in 
Paris. Wir müssen für die 
Ideale der Gerechtigkeit, 
der Friedfertigkeit und 
der Toleranz jeden Tag 
eintreten, im Alltag, im 
eigenen Bekanntenkreis, 

am Arbeitsplatz oder in der Schule, in 
den Parteien, Gewerkschaften, Verei-
nen oder religiösen Gemeinden, und 
auch – das schätzen viele von uns lei-
der zu gering – an den Wahlurnen, 
ganz besonders bei der gemeinsamen 
europäischen Wahl. Die letzte Woche 
hat uns daran erinnert, daß Europa 
zwischen Nationalisten hier und religi-
ösen Extremisten dort zerrieben wer-
den könnte, deren Hass sich gegenseitig 
hochschaukelt.“

Gruppen unterwandert und in NRW 
im festen Griff von pro nrw.

Kölner auf den Beinen gegen Rechts

Am 14. Dezember 2014 veranstalteten 
die Kölner Künstler um „Arsch huh“ 
ein großes Konzert in der Kölner In-
nenstadt als Gegenreaktion auf die ge-
walttätigen Ausschreitungen der Ho-
gesa im Oktober. 15 000 Leute kamen. 
Gleichzeit war dies auch eine positive 
Antwort auf die islamfeindlichen De-
monstrationen der Pegida-Bewegung. 
In Bonn und Düsseldorf veranstalteten 
örtliche Pegida-Gruppen erste Kund-
gebungen. Als kurz vor Weihnachten 
bekannt wurde, dass auch ein Kölner 
Ableger von Pegida für den 5. Januar 
2015 zu einem „Spaziergang“ aufrief, 
wurden die örtlichen Bündnisse ge-
gen Rechts aktiv. Gemeinsam, aber mit 
unterschiedlichen Aktionen zwischen 
Protest und Blockieren wurde mobi-
lisiert.

Das Bündnis „Köln stellt sich quer“ 
schaltete zwischen den Feiertagen eine 
Facebook-Seite, die von 5000 Leute ge-
liked wurde.3 Mit einer gemeinsamen, 
gut besuchten Pressekonferenz wurde 
dann die Öffentlichkeit nach den Feier-
tagen mobilisiert. Weit über 10 000 Per-
sonen kamen zu den Protestaktionen. 
Der Deutzer Bahnhof war eingeschlos-
sen, es bewegte sich nichts. Kögida 
konnte nicht laufen. Die Veranstaltung 
wurde nach einer Stunde abgebrochen. 
Ca. 500 Personen waren gekommen, 
viele aus dem Umland fuhren frustriert 
nach Hause. Die zwei Antifa-Bündnis-
se dagegen zogen über die Deutzer Brü-
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Mehr als 4 000 Menschen haben 
am vergangenen Samstag in Essen 
gegen einen abgesagten „Hooli­
gans gegen Salafisten“-Aufmarsch 
demonstriert. Das war die größte 
Demonstration in Essen seit lan-
gem. Ein breites gesellschaftliches 
Bündnis hatte unter dem Motto 
„Essen stellt sich quer“ dazu auf-
gerufen. „Wann gab es das schon 
einmal, dass Christen, Muslime, 
Juden, Atheisten, Sportler, Musi-
ker, Künstler, Flüchtlinge, Mig-
ranten, Gewerkschafter, Vertreter 
von Unternehmensverbänden und 
fast allen Ratsparteien an einem 
Strang ziehen,“ fragte sich nicht 
nur Demoleiter Wolfgang Freye. 
Besonders wichtig war die eindeu-
tige Haltung der Sportvereine und 
der Vereinsspitze des Fußballver-
eins RWE (Rot-Weiss-Essen). Die-
se überaus breite gesellschaftliche 
Gegenwehr hat sicherlich mit dazu 
beigetragen, dass die HoGeSa-Ver-

antwortlichen gegen das Verbot ihres Aufmarsches durch die Polizei keine Rechts-
mittel eingelegt haben. Trotzdem musste die Polizei im Umfeld der Demonstration 
88 Platzverweise gegen mutmaßliche zum Teil mit Baseballschlägern bewaffnete 
Hooligans aussprechen. Es blieb aber insgesamt friedlich.�  Thorsten Jannoff

cke in die Innenstadt. 
Die Stadtgesellschaft 
war erfreut. Alles gut 
gelaufen. Kögida er-
klärte am nächsten 
Tag, nicht weiter in 
Köln zu demonstrie-
ren.

Die Kölner waren 
erleichtert. Leider 
kam es anders: Nach 
den Morden in Paris 
übernahm die extrem 
rechte Gruppe pro 
Köln Kögida und er-
klärte kurzer Hand, 
man werde jetzt – zu-
mindest bis Ende Feb-
ruar – immer am Mitt-
woch statt am Montag 
demonstrieren. 

Wir sind Charlie. Für 
Freiheit und Vielfalt!

Mit dieser Losung mo-
bilisierte „Köln stellt sich quer“ nicht 
nur gegen den Kögida-Aufmarsch am 
14. Januar in der Kölner Innenstadt, 
sondern rief zu einer Trauerkundge-
bung mit einem anschließenden Mahn-
gang wegen Todesopfer in Paris auf. 
Dem Bündnis war klar, dass man in-
haltliche Zeichen setzen muss, und lud 
den Schriftsteller Dr. Navid Kermani 
als einzigen Redner zur Kundgebung 
ein.4 Die Rede war aufrührend. Die 
Forderungen der Französischen Re-
volution für Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit ziehen sich durch die 
ganze Rede und sind für Kermani ein 
Schlüssel für das Engagement jedes 
Einzelnen.

Beindruckender als die FAZ-Redak-
teur Rossmann kann man es kaum 
schreiben: „Kermani spricht auf einem 
Platz, der einmal einer der dunkelsten 
Orte unsrer Stadt war, vor den Türen 
des EL-DE-Hauses, einst Sitz der Ge-
stapo, die in den Kellern gefoltert und 
gemordet hat, und heute Gedenkstätte 
und NS-Dokumentationszentrum ist. 
Und während im Hintergrund Mar-
tinshörner heulen und Blaulicht ro-
tiert, weil gerade mal hundertfünfzig 
Pegida-Anhänger, aufgemischt von 
gewaltbereiten Hooligans, durch die 
Straßen stapfen und die halbe Innen-
stadt lahmlegen, gelingt es ihm, indem 
er die 6500 Gegendemonstranten in 
gespannter, konzentrierter Aufmerk-
samkeit hält, den finsteren Platz zum 
Leuchten zu bringen.“5� Jörg Detjen

1 www.wikipedia.org/wiki /Patr iotische_
Europ%C3%A4er_gegen_die_Islamisierung_
des_Abendlandes#Entstehung
2 Politische Berichte Nr. 12/2014
3 www.facebook.com/pages/K%C3%B6ln-
stellt-sich-quer/606158276180923?ref=hl
4 www.navidkermani.de/media/raw/Charlie-
Cologne.pdf
5 www.faz.net/aktuell/feuilleton/muslimi-
scher-gelehrter-navid-kermani-ueber-pariser-
anschlaege-13372294.html

Mannheim, Manifestation gegen Mordanschläge in Paris

Beeindruckend, aber auch zwiespältig
Es war beindruckend, wie Millionen 
von Menschen in Paris und in vielen an-
deren Städten ihren Schmerz zum Aus-
druck brachten und ein Zeichen setzten 
für Demokratie, Meinungs- und Pres-
sefreiheit und religiöse Vielfalt. Das 
war auch in Mannheim der Fall, wo 
die Deutsch-Französische Vereinigung 
Rhein-Neckar e.V. zu einer Veranstal-
tung vor dem Rosengarten eingeladen 
hatte. Dort sprachen der OB, der Hono-
rarkonsul der Französischen Republik, 
MdEP Simon (SPD), MdB Schick (Grü-
ne), die Gemeinderäte Kranz (CDU), 
Weizel (ML) und Trüper (Linke) sowie 
eine Vertreterin der französischen Ge-
meinde in Heidelberg.

Und doch haben diese Manifestatio-
nen auch etwas Zwiespältiges und Be-
drückendes. Die Reden bewegten sich 
fast alle in einem Rahmen „Angriff auf 
die Grundwerte der Demokratie muss 
abgewehrt werden – Punkt aus – kri-
tische Zwischentöne oder Nachfragen 
haben zu unterbleiben“.

In Mannheim wollten einige der über 
1 000 Menschen vor dem Rosengarten, 
die fünfminütige Rede von dem linken 
Stadtrat Thomas Trüper nicht hören 
und haben ihrem Unmut lautstark frei-
en Lauf gelassen. Dass es keine „partei-
politische Rede“, wie der Veranstalter 
und später der „Mannheimer Morgen“ 
behaupten, kann der/die geneigte Le-
serIn selbst feststellen.

Deshalb haben wir die Rede von Tho-
mas Trüper dokumentiert. 

(scr, aus Kommunal-Info Mannheim)

Rede von Thomas Trüper, Sprecher Die 
Linke Mannheim, Stadtrat
Sehr geehrte Damen und Herren, das 
Massaker von Paris, dessen Opfer wir 
heute gedenken, wird zu Recht vor al-
lem als Gewaltverbrechen gegen die 
Pressefreiheit aufgefasst. Die Presse-
freiheit ist eine wesentliche Errungen-
schaft der Demokratie und ein wesent-
liches Freiheitsrecht.

Aber das Verbrechen hatte – offen-
bar gut koordiniert – zwei Schauplät-
ze: Charlie hebdo und einen jüdischen 
Supermarkt, und gestern gab es noch 
einen Anschlag auf eine Synagoge in 
Paris. Damit wird noch deutlicher, um 
was es den Tätern ging.

70 Jahre nach Ende des letzten in 
Mitteleuropa geführten Krieges müs-
sen wir zur Kenntnis nehmen: Europa 
ist an seinen Außengrenzen an vielen 
Kriegen aktiv beteiligt. Aber Ausläufer 
dieser Kriege brechen immer wieder 
ins Herz unserer Gesellschaften ein. 
Kriege brutalisieren Menschen. Das 
konnte man vor hundert Jahren erst-
mals als Massenphänomen beobach-
ten. Und auch das konnte man vor hun-
dert Jahren schon beobachten: Kriege 
verwirren die Hirne, die Auffassungen 
und Wahrnehmungen der Menschen. 
Sie setzen Fanatismus voraus und pro-
duzieren Fanatismus. 

Wenn wir solche Entwicklungen ak-
tuell stoppen wollen, müssen wir den 
Fanatismus austrocknen, ihm seine 
Entwicklungsräume und Resonanz-
körper entziehen. Dazu gehört eine 
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Migrationspolitik, die nicht Tausende 
in die Sackgasse führt. Darüber, wie 
Kriege beispielsweise in Afrika und 
Nahost beendet werden können, die 
zur Auflösung ganzer Staaten geführt 
haben, gibt es großen Streit in den 
westlichen Zivilgesellschaften. Aber 
wir müssen diesen Streit weiterfüh-
ren; denn bisher hat sich die Lage nur 
verschärft. 

Wir sind alle vereint im Schmerz 
und in der Wut über die Bluttaten. 
Deswegen stehen wir hier. Und wir 
sind sicherlich auch vereint in dem 
Willen, die Errungenschaften der De-
mokratie nicht zerstören zu lassen. Wir 
dürfen sie aber auch im Kampf um 
die Erhaltung der Demokratie und des 
inneren Friedens nicht selbst zerstö-
ren. Zu letzterem bedarf es noch vieler 
Diskussionen.

Nicht nur Kriege desorientieren und 
brutalisieren Menschen. Auch die in-
ternationale Verflochtenheit unserer 
Wirtschaften desorientiert viele Men-
schen. Dass unsere Wirtschaften mehr 

Rohstoffe verbrauchen als sie haben 
und mehr Waren produzieren als sie 
konsumieren, nach mehr und billige-
ren Arbeitskräften verlangen als vor-
handen, dass es eine Migration von 
Waren, Kapital und Menschen gibt, 
wird von vielen Menschen als Un-
ordnung empfunden. Sie suchen nach 
einfachsten Erklärungen und greifen 
nach ethnischen oder religiös verbräm-
ten Ordnungssystemen, die ihnen von 
Scharlatanen und Fanatikern geboten 
werden. Die „Ausländer raus“-Parolen, 
die Verherrlichung eines voraufkläre-
rischen „Abendlandes“, die Verfolgung 
drakonischer – meist selbst erlassener 
– angeblich religiöser Ordnungsregeln: 
all dies ist aus einem Holz geschnitzt. 
Das gilt für die angeblichen Gottes-
kämpfer auf der einen Seite und die 
Ausländerjäger auf der anderen Seite.

[Die Verdrehung tatsächlicher sozi-
aler, wirtschaftlicher und machtpoli-
tischer Konflikte in angeblich religi-
öse oder völkisch-ethnische Konflikte 
ist ein wesentlicher Kern ihrer Hetze. 

Lasst uns über solche Konflikte wei-
terhin offen reden und auf friedliche 
Art Lösungen und Interessenausgleich 
suchen. Und wir finden ja auch auf 
unterer Ebene Lösungen und setzen 
sie um. Verweigern wir uns aber den 
verdrehten angeblich religiösen und 
ethnisch-völkischen Debatten.

Marie Le Pen sagte nach den Massa-
kern: „Keep Calm and Vote Le Pen!“ 
(Klammer auf: Wir regeln das dann 
schon nach unseren Methoden.) Wir 
sagen auch in Deutschland: Nein – wir 
bleiben nicht ruhig. Wir empören uns.] 

Wir stehen zusammen in der Vertei-
digung von Demokratie und Freiheits-
rechten, von Menschenrechen, und wir 
stehen ein für soziale Gerechtigkeit, 
internationale Verständigung und 
Frieden!
Anmerkung: Die in eckigen Klammern 
stehenden Abschnitte wurden auf-
grund der Unruhe und Missfallensäu-
ßerungen eines Teils der Versammlung 
– beginnend etwa ab der zweiten Hälfte 
des Beitrags – nicht mehr vorgetragen.

München: Pegida kann nicht übertragen werden, *gida bleibt randständig
Unter erbitterter Gegenwehr eines 
kleinen Kreises von Antifaschisten 
sammelte eine antiislamische Initiati-
ve um Stürzenberger, Frontmann der 
„Freiheit“ im letzten Jahr über 30.000 
Unterschriften für ein Bürgerbegeh-
ren gegen Moscheebauvorhaben. Der 
Stadtrat der Landeshauptstadt lehnte 
die Durchführung als Diskriminierung 
und Angriff auf die Religionsfreiheit ab. 
Das Schlagwort der Islamisierung war 
in der rechten Kampagne bereits prä-
sent. Als die Dresdener Pegida-Damos 
anliefen, war München gewarnt. Be-
reits vor Weihnachten, noch bevor die 
*gida-Kampagne in München startete 
zeigte sich in einer ersten Kundgebung 
auf dem Platz vor der Oper ein breites 
Bündnis unter Beteiligung von mehr 
als Zehntausend. Am Montag nach den 
Pariser Verbrechen startete Bagida. 
Unter starkem Polizeischutz fanden 
sich etwa 1.500 mit Redner, Parolen 
und Transparenten und versuchten in 
der Wendeschleife der Straßenbahn am 
Sendlinger Torplatz sich unter bayeri-
schen und deutschnationalen Symbo-
len zum Retter der bedrohten Heimat 
zu stilisieren. 

Direkt daneben, durch Gleisanla-
gen, Sperreinrichtungen und starke 
Polizeiaufgebote getrennt, fanden sich 
wohl deutlich über 20.000 Menschen 
zu einer auch inhaltlich beeindrucken-
den Kundgebung ein. Die kommunale 
Selbstverwaltung, vertreten durch den 
Oberbürgermeister, die Kulturszene 
und Vertreter der Bekenntnisgemein-
schaften, der Muslime, der katholi-
schen und der evangelischen Kirche 
und der jüdischen Gemeinde, spra-
chen aus, dass Zusammenleben über 
die Grenzen von Bekenntnissen und 

Parteimeinungen nicht immer ein-
fach ist, aber gelingt. Hier zeigte sich 
eine Kultur zivilen und produktiven 
Umgangs mit Differenzen im Entste-
hen, ein Lebensstil, der auch zu der 
beindruckenden Willkommenskultur 
passt, die sich angesichts des Flücht-
lingselends entwickelt. Angesichts der 
Potentiale von Fremdenfeindlichkeit 
und leitkultureller Herrschsucht ein 
wirksames Kontrastprogramm. Auch 
letzten Montag sammelten sich etwa 
Zehntausend gegen eine langsam auf 
den Nazi-Kern abschmelzende *gida-
Kundgebung.

Wo liegt der Unterschied zwischen 
Pegida und *, z.B. „Ba“ (für Bayern) 
gida? Die sperrige Bezeichnung „Pa-
triotische Europäer gegen die Islami-
sierung des Abendlandes“ liefert einen 
Anhaltspunkt. Anders als der „Freie 
Westen“, der den nordatlantischen Kul-
tur- und Wirtschaftsraum umspannt, 
meint „Abendland“ das „alte Europa“ 
in Unterscheidung zum „Morgenland“. 
Amerika, das es „besser hat“, wird als 
„Neue Welt“ angesprochen. Im Westen 
der Bundesrepublik, den alten West-
zonen, war es nach der Niederlage der 
Nazis zu einem Traditionsbruch ge-
kommen, zu einer kulturellen Adapti-
on der anglo-amerikanischen Massen-
kultur – Elvis, die Beatles, Hollywood, 
US-Krimis, Blue Jeans –, die von den 
Nachkriegsgenerationen vollzogen 
wurde. Die Ablehnungsfront aus alten 
Nazis, Nationalisten, Klerikalen wur-
de aufgerieben, politische und religiöse 
Organisationen, in denen sie sich zu 
sammeln versuchten, kamen nicht zu 
Breitenwirkung. Diese randständigen, 
von den tragenden Strömungen des Le-
bensgefühls und der öffentlichen Mei-

nung abgeschnittenen Organisationen 
bilden die Umgebung der Neonazis.

Im Privatleben wie im institutio-
nellen Leben der alten BRD ist das 
Veralten von Nationalismus autoritär 
bestimmten Leben positiv konnotiert. 
Individualismus und Selbstbestim-
mung werden – wahrscheinlich mit 
gutem Gründen – nicht nur als persön-
liches Glück, sondern auch als Basis 
des Leistungsvermögens von Unter-
nehmen und Organisationen begriffen. 
Kooperation der Verschiedenen und 
Einrichtungen zur Integration ermög-
lichen die Bewältigung von Störun-
gen, die sich zwischen Alt und Neu, 
Wandel und Beharrung, Tendenzen zur 
Regression entwickeln, Konflikte, in 
denen sich vor allem die Parteien und 
die religiösen Verbände positionieren 
müssen.

Die *gidas im Westen bleiben als 
„Verteidiger der bedrohten Heimat“ 
(jedenfalls bis jetzt) randständig, weil, 
wenn man den belasteten Begriff der 
Heimat umgehen will, die Bürgerin-
nen und Bürger nachbarschaftlich 
leben wollen, ein Lebensgefühl, das 
sich in der beliebten Losung „Viel-
falt statt Einfalt“ ausdrückt. Der da-
mit verbundene Lebensstil ist reich 
an Chancen, er kann sich nur entwi-
ckeln, wenn Wirtschaft, Gesellschaft 
und Kultur erfahren haben, dass es 
etwas bringt, das Fremde als Chance 
willkommen zu heißen. – Es liegt wohl 
auf der Hand, dass diese Erfahrung 
in den neuen Bundesländern nur von 
einem relativ kleineren Teil der Gesell-
schaft gemacht wird, und die Menge 
von Menschen, die nur den Verlust und 
die Bedrohung von Traditionen sehen, 
viel größer ist. � Martin Fochler
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Olympia: Linke fordert Bau­
stopp für die Elbphilharmo­
nie des Sports. Hamburg. 

Gegenwärtig macht der Senat 
Stimmung für Olympische Spie-

le in Hamburg, ohne die Bevölkerung 
zu beteiligen oder auch nur zu infor-
mieren. Die voraussichtlichen Kosten 
– die Linksfraktion schätzt mindes-
tens 7,3 Milliarden Euro – sollen in der 
öffentlichen Diskussion offensicht-
lich keine Rolle spielen. Die Linke. 
Fraktion in der Hamburgischen Bür-
gerschaft kritisiert das Vorgehen des 
Senats scharf und hat einen Antrag 
eingebracht, der nächste Woche auf 
der Tagesordnung der Bürgerschaft 
steht. Darin fordert sie die Bürger-
schaft auf, eine Olympiabewerbung 
zum jetzigen Zeitpunkt abzulehnen, 
da die notwendige Transparenz zu 
Chancen und Risiken nicht herge-
stellt wurde und kein positives Votum 
aus einem Volksentscheid vorliegt. 
Zudem wird der Senat aufgefordert, 
umgehend ein Gutachten zur Ermitt-
lung der wahrscheinlichen Kosten 
für die Ausrichtung von Olympischen 
Spielen in Auftrag zu geben und die 
Ergebnisse zu veröffentlichen. Zu-
dem soll der Senat einen Gesetzent-
wurf zur Durchführung eines Bür-
gerentscheides vorlegen. „Wir kriti-
sieren die Hinhaltetaktik des Senats. 
Statt die Bürgerinnen umfassend 
über Kosten und die Folgen aufzu-
klären und ihnen Beteiligungsmög-
lichkeiten noch vor der Entscheidung 
des Deutsche Olympische Sportbund 
(DOSB) zu eröffnen, soll nun der 
DOSB in der Vorauswahl allein ent-
scheiden. Und das anhand von Mei-
nungsumfragen“, erklärt Mehmet 
Yildiz, sportpolitischer Sprecher der 
Fraktion Die Linke in der Hambur-
gischen Bürgerschaft. „Dieses Über-
gehen des Bürgerwillens ist aus unse-
rer Sicht inakzeptabel.“ Zudem tage 
diese Bürgerschaft im Februar zum 
letzten Mal. „Damit ist klar, dass die 
Entscheidung vorbei am Parlament 
gefällt wird. Dies ist nicht in Ord-
nung und zeugt von einem seltsamen 
Demokratieverständnis. Deshalb 
sind umgehend alle Olympiapläne zu 
stoppen.“ … http://www.die-linke-ham­

burg.de

Böses Erwachen nach Zockerei mit 
Schweizer Franken: Spekulationsge­
schäfte mit Steuergeldern verursa­
chen Millionenschaden. Essen. Die 
Ratsfraktion Die Linke sieht sich 
in ihrer Ablehnung riskanter Fi-
nanzgeschäfte, wie den Währungs-
geschäften mit Schweizer Franken, 
bestätigt. Nach der Freigabe des 
Wechselkurses durch die Schweizer 
Zentralbank drohen der Stadt Essen 
Kursverluste in zwei- bis dreistelli-
ger Millionenhöhe. „Die damaligen 
Entscheidungsträger haben sich böse 

verzockt“, äußert sich die Fraktions-
vorsitzende Gabriele Giesecke. „Al-
lerdings wäre es mir lieber, wir als lin-
ke Fraktion hätten uns geirrt, als wir 
damals die spekulativen Schweizer-
Franken-Geschäfte kritisiert haben. 
Jetzt zeigt sich abermals, wie auch bei 
den Cross-Border-Leasing-Geschäf-
ten, dass noch so große Ratsmehrhei-
ten nicht automatisch die Weisheit 
für sich gepachtet haben. Während 
im Sozial-, Kultur- und im Sportbe-
reich wegen des strikten Sparkurses 
jeder Cent dreimal umgedreht wird, 
werden durch diese Fehlspekulati-
on Steuergelder in Millionenhöhe 
verbrannt.“ Die Ratsfraktion Die 
Linke hat sich gegen die Schweizer-
Franken-Geschäfte ausgesprochen, 
weil Hellseherei nicht möglich ist. 
Zwar konnte beim Abschluss dieser 
Geschäfte niemand die weltweite 
Finanzkrise 2008/2009 voraussehen 
und auch nicht deren Auswirkungen. 
Aber gerade deshalb verbieten sich 
solche Spekulationen mit Steuergel-
dern, die aus gutem Grund von den 
Bürgerinnen und Bürgern abgelehnt 
werden. „Wir fordern von Kämmerer 
Klieve jetzt ein schlüssiges Hand-
lungskonzept zum Ausstieg aus spe-
kulativen Geschäften und dass diese 
in Zukunft unterbleiben“, so Gabriele 
Giesecke abschließend.
 	 www.linksfraktion-essen.de

Strompreise der Stadtwerke müssen 
deutlich sinken: Burgdorf. Vor dem 
Hintergrund deutlich fallender Ein-
kaufspreise für Strom fordert Die 
Linke im Rat von den Stadtwerken 
Burgdorf, die fallenden Bezugsprei-
se an die Kundinnen und Kunden 
weiterzugeben. Ratsherr Michael 
Fleischmann hat hierzu einen An-
trag in die nächste Ratssitzung ein-
gebracht. Die Stadtwerke Burgdorf 
haben in den vergangenen Jahren 
immer wieder, zum Teil drastisch 
die Strompreise erhöht. Alles sei teu-
rer geworden, hieß es immer wieder 
zur Begründung. Seit längerer Zeit 
sinken nun aber die Bezugskosten 
für die Stromversorger. So lag der 
Preis, zu dem sie sich den Strom an 
der Strombörse beschaffen können, 
gegen Jahresende bei rund 32 Euro 
pro Megawattstunde (MWh). Im Jahr 
2012 waren es noch 50 Euro pro MWh. 
Auch die Belastung durch staatli-
che Abgaben erhöhte sich für die 
Stromanbieter kaum oder gar nicht. 
Mitte Oktober vergangenen Jahres 
gaben die Netzbetreiber gar bekannt, 
dass die EEG-Umlage, mit der die 
Ökostromreform bezahlt werden soll, 
erstmals seit ihrer Einführung vor 15 
Jahren sinkt. All diese Fakten führen 
auch im laufenden Jahr zu niedrige-
ren Kosten für die Energieversorger. 
Nach Auffassung der Verbraucher-
zentrale Nordrhein-Westfalen ist 

deshalb eine Senkung der Kilowatt-
stundenpreise um rund zwei Cent 
erforderlich. Doch die Stadtwerke 
Burgdorf haben bisher die sinkenden 
Kosten nicht an die Kundinnen und 
Kunden weitergegeben. „Das falsche 
Argument, der Strompreis der Stadt-
werke sei seit 1. Januar 2013 konstant 
geblieben und müsse deshalb nicht 
sinken, zieht nicht, weil seitdem der 
Einkaufspreis deutlich gefallen ist“, 
betont Michael Fleischmann. 
www.die-linke.de/nc/politik/kommunal/ak­

tuelles-aus-den-kommunen

Bärgida erneut stecken geblieben. 
Berlin. Erneut versuchte der Berliner 
PEGIDA-Ableger unter dem Namen 
„BärGIDA“ gegen eine vermeintliche 
Islamisierung des Abendlandes zu 
demonstrieren. Eine bunte Gegende-
monstration aus Parteien, Initiativen, 
Antifa-Gruppen und Einzelpersonen 
mit rund 5 000 Teilnehmern stell-
te sich dem entgegen. Auch wir als 
Berliner Linke haben gegen Men-
schenfeindlichkeit und Fremdenhass 
protestiert. Unsere Bundestagsabge-
ordnete Halina Wawzyniak verschö-
nerte die Straße Unter den Linden 
mit unserem bekannten „Flüchtlin-
ge willkommen“-Transparent, wel-
ches sie gut sichtbar an ihrem Büro 
im Deutschen Bundestag befestigte. 
Auch das Bundestagsbüro von Jan 
van Aaken war hübsch verziert. Dank 
des Engagements der vielen Tausend 
Demokraten vor Ort war „BärGIDA“ 
gezwungen, nach 200 Metern De-
monstration den Rückweg anzutreten 
– die geplante Marschroute wurde er-
folgreich blockiert. Wir danken allen, 
die sich mit uns den Rechten in den 
Weg gestellt haben. Zeitgleich mar-
schierten  300 Neonazis in Marzahn 
gegen die geplanten Flüchtlingsun-
terkünfte. Auch ihnen dürfen wir das 
nicht durch gehen lassen. http://www.

die-linke-berlin.de

Fracking in der Karlsruher Region? 
Karlsruhe. In der deutschen Che-
miebranche gibt es starke neue Be-
strebungen, Fracking zu Förderung 
von Erdgas in Deutschland zu erpro-
ben bzw. anzuwenden. In der Region 
gibt es bereits einen aufmerksamen 
politischen Widerstand gegen das 
Fracking. Die Anfrage soll klären, ob 
Karlsruhe und die Region von neuen 
Gefahren durch neue Fracking-Am-
bitionen betroffen sind. Die Antwort 
der Stadtverwaltung wird voraus-
sichtlich zur Gemeinderatssitzung 
am 3. Februar vorliegen. Anfrage an 
die Stadt Karlsruhe: Wo wird auf dem 
Gebiet des Stadt- und Landkreises 
Karlsruhe derzeit: a) Erdöl, b) Erdgas, 
durch welche Firmen gefördert? Gibt 
es, seit 2011, neue Anfragen oder An-
träge von Firmen auf Erkundungen 
von Erdöl- oder Erdgasvorkommen 
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im Stadt- und Landkreis Karlsruhe? 
Wenn ja, von welchen Firmen für wel-
che Orte? Wurden an die zuständigen 
Behörden seit 2011 Anfragen oder An-
träge gestellt, die Fracking-Methode 
im Gebiet des Stadt- und Landkreises 
Karlsruhe anzuwenden? Wenn ja, von 
welchen Firmen für welche Orte? Gibt 
es seitens der Landesregierung Bestre-
bungen, in Baden-Württemberg das 
Fracking grundsätzlich zu verbieten? 
Wenn ja, auf welchem Stand sind die-
se Bestrebungen? Wenn nein, warum 
nicht? Welche grundsätzliche Haltung 
hat die Stadt Karlsruhe zur Fracking-
Methode? � www.dielinke-ka.de/

Weltpolitik im Kreistag: Schwein-
furt. Beschluss zu TTIP: Auf An-
trag der Fraktion Die Linke hat der 
Kreistag einstimmig beschlossen, 
ganz offiziell Bedenken gegenüber 
dem geplanten transatlantischen 
Handels- und Investitionsabkommen 
TTIP zu äußern. Im entsprechenden 
Beschluss fordert der Kreistag das 
EU-Parlament auf, TTIP „solange 
nicht zuzustimmen bis gesichert ist, 
dass die Wahrung der europäischen 
Sozial-,Verbraucherschutz- und Um-
weltstandards sowie der Schutz der 
kommunalen Daseinsvorsorge nicht 
dadurch gefährdet werden können“. 
Wichtig ist den Kreispolitikern, dass 
die kommunale Daseinsvorsorge, 
vor allem in den nicht liberalisierten 
Bereichen (zum Beispiel öffentliche 
Wasserversorgung, Abfall, ÖPNV), 
vom derzeit verhandelten Freihan-
delsabkommen explizit ausgeschlos-
sen wird. Linken-Kreisrat Wolfgang 
Gutgesell sagte, dass der Beschluss 
vor allem ein Meinungsbild abbilden 
solle. Ihm sei sehr wohl klar, dass die 
Entscheidungskompetenz über TTIP 
nicht beim Kreistag in Schweinfurt 
liege. Landrat Florian Töpper wies das 
Gremium darauf hin, dass die kom-
munalen Spitzen sich aber sehr wohl 
über Stellungnahmen freuen, um die 
eigenen Positionen zu untermauern. 
� www.mainpost.de/regional/schweinfurt/

� Weltpolitik-im-Kreistag;art763,8491521

Deutscher Städtetag: Vorbehalte ge­
genüber Muslimen abbauen! Berlin. 
Der Deutsche Städtetag drängt darauf, 
stärker als bisher Vorbehalte gegen-
über der muslimischen Bevölkerung 
abzubauen. Städtetagspräsident Dr. 
Ulrich Maly sagte der Neuen Osnabrü-
cker Zeitung nach den Terroranschlä-
gen von Paris: „Die überwältigende 
Mehrheit der Muslime in unserem 
Land will ein friedliches Zusammen-
leben und stützt die freiheitliche De-
mokratie.“ Vorbehalte gegenüber der 
muslimischen Bevölkerung könnten 
am besten durch gegenseitiges Ken-
nen und Verstehen abgebaut werden. 
Maly nimmt an diesem Dienstag an der 
Deutschen Islamkonferenz in Berlin 

teil. Die großen Trauerbekundungen 
nach den Terrortaten in Frankreich 
zeigen nach seinen Worten, „dass un-
sere Grundwerte menschlicher und 
demokratischer Gesellschaften in Eu-
ropa durch Gewaltverbrecher nicht 
ins Wanken gebracht werden können“. 
Der Nürnberger Oberbürgermeister 
kündigte an, in diesem Sinne werde 
der Städtetag in der Islamkonferenz 
auch künftig für Maßnahmen wer-
ben, „die praktisch und nachhaltig das 
Miteinander in unserer Gesellschaft 
intensivieren“. Als Beispiel nannte 
Maly die Wohlfahrtspflege, die ein 
Schwerpunktthema der Islamkonfe-
renz ist. Es müsse erörtert werden, ob 
die muslimischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger bereits die sie betreffen-
den sozialen Dienstleistungen kennen 
und in Anspruch nehmen. Zu fragen 
sei auch, ob das große ehrenamtliche 
Engagement, das Muslime und ihre 
Organisationen derzeit für bedürf-
tige Muslime erbringen, richtig und 
ausreichend gewürdigt werde. Maly 
kündigte an: „Bei solchen Fragen ins-
besondere im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe, aber auch der Altenhilfe 
will sich der Deutsche Städtetag aktiv 
einbringen.“ � www.staedtetag.de

Keine Feindbilder gegen Bettler auf­
bauen, stattdessen Hilfsangebote der 
Stadt ausbauen: Essen. Angesichts der 
jüngsten Berichterstattung über ag-
gressives Betteln warnt die Ratsfrak-
tion Die Linke davor Feindbilder auf-
zubauen. Dazu erklärt die Fraktions-
vorsitzende Gabriele Giesecke: „Der 
öffentliche Raum ist für alle da, auch 
für Bettler. Natürlich gehört aggres-
sives Betteln im öffentlichen Raum 
nicht zu den akzeptablen Verhaltens-
weisen. Es ist deshalb verboten. Aber 
„normales“ Betteln ist nicht verboten. 
Bevor jetzt der Ruf nach mehr Repres-
sion ertönt, sollte darüber nachgedacht 
werden, wie die Stadt eine bessere Hil-
festellung leisten kann, etwa durch 
den Einsatz von mehr Sozialarbeitern 
und einer größeren Unterstützung der 
karitativen Einrichtungen.“ Die Rats-
fraktion Die Linke wird das zum The-
ma in den nächsten Fachausschüssen 
des Rates machen. Letztendlich geht 
es auch um eine Bekämpfung der Ur-
sachen von Armut.

Gemeinsames Positionspapier ver­
öffentlicht: Netzausbau braucht Ak­
zeptanz: Berlin. Die Energiewende 
bringt einen Umbau der Erzeugungs-
landschaft mit sich, der sich weiter 
beschleunigen wird: Im Jahr 2050 
sollen nach den Zielen der Bundesre-
gierung 80 Prozent des elektrischen 
Stroms in Deutschland aus regene-
rativen Quellen stammen. Dies führt 
dazu, dass immer größere Mengen 
erneuerbarer Energien in das Strom-
netz eingebunden und im Falle zu-

nehmender Distanz zwischen Erzeu-
gungsort und Verbrauchsstätte über 
lange Strecken transportiert werden 
müssen. Gelingen wird das nur durch 
einen bedarfsgerechten Ausbau der 
Übertragungs- und der Verteilnetze. 
Die erfolgreiche Entwicklung einer 
zukunftsfähigen Strominfrastruktur 
liegt im gesamtgesellschaftlichen In-
teresse. Der Netzausbau wird nur im 
Zusammenwirken aller Akteure aus 
Zivilgesellschaft, Politik und Wirt-
schaft gelingen. Neben verlässlichen 
politischen Rahmenbedingungen 
durch eine bedarfsgerechte und ver-
lässliche Planung ist die Herstellung 
von Akzeptanz einer der Schlüssel-
faktoren für den zügigen Netzausbau. 
Zur Schaffung der Akzeptanz hal-
ten die kommunalen Spitzenverbände 
und die Übertragungsnetzbetreiber 
eine frühzeitige und umfassende In-
formation und den Dialog mit Bürge-
rinnen und Bürgern bei der Planung 
und Umsetzung von Netzbaumaß-
nahmen für unverzichtbar. Zu diesem 
aktuellen Thema veröffentlichen die 
kommunalen Spitzenverbände und 
die Übertragungsnetzbetreiber heu-
te ein gemeinsames Positionspapier. 
Darin plädieren die Übertragungs-
netzbetreiber und die kommunalen 
Spitzenverbände für eine frühzeitige 
Einbindung der Kommunen und der 
Bürgerinnen und Bürger beim Aus- 
und Umbau der Übertragungsnetze. 
Damit soll eine Verbesserung der Ak-
zeptanz durch die Kommunen und 
ihre Bevölkerung erreicht werden. 
Transparente, umfassende Informa-
tion und konkrete Dialogmöglich-
keiten für Bürgerinnen und Bürger 
sind neben einer verlässlichen und 
bedarfsgerechten Planung entschei-
dende Bausteine für die Akzeptanz des 
Netzausbaus. Die Übertragungsnetz-
betreiber wollen ihre Anstrengungen, 
Kommunen und Öffentlichkeit früh-
zeitig in die Planungen einzubinden, 
weiter entwickeln. Der Dialog dient 
dem Ziel, die Umsetzung von Netz-
baumaßnahmen so verträglich wie 
möglich zu gestalten. Durch die ge-
meinsame Bereitschaft, sich aktiv im 
Dialog zu engagieren, können mögli-
che Konfliktpunkte erkannt und früh-
zeitig nach Lösungen gesucht werden. 
Übertragungsnetzbetreiber und kom-
munale Spitzenverbände führen auch 
weiterhin einen Erfahrungsaustausch 
zur Umsetzung des Positionspapiers 
und Ausgestaltung des frühzeitigen 
Dialogs durch. Dabei werden auch im 
Rahmen des Netzausbaus auftretende 
Fragen und Konflikte erörtert, um bei 
Netzbauprojekten die Begleitung des 
Planungs- und Genehmigungsprozes-
ses weiter verbessern und mögliche 
Konflikte besser bewältigen zu 
können. � www.landkreistag.de 

� (Zusammenstellung: ulj)
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Europäischer Arbeitsschutz: 
Fahrtziel Abstellgleis?
Anders als in den vorherigen Perioden hat die Europäische Kommission für den Zeitraum 
2014 bis 2020 keine neue Strategie für den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz 
veröffentlicht, sondern lediglich einen „strategischen Rahmen“. Dieser strategische Rah-
men ordnet sich in die Aktionen rund um das Programm zur „Rechtsvereinfachung“ ein 
und könnte in der Folge eine Reihe Deregulierungsinitiativen einleiten. Er lässt aber vor 
allem keine Bereitschaft erkennen, für einen besseren Arbeitsschutz aktiv zu werden. Das 
Dokument ist allerdings auch hochgradig umstritten und könnte in den nächsten zwei Jahren 
noch erheblich verändert und verbessert werden.

Alles in allem kann der europäische Ar-
beitsschutz als eine Erfolgsgeschichte 
betrachtet werden, die nicht erst mit 
der Verabschiedung der Europäischen 
Rahmenrichtlinie 1989 begann. Relativ 
unbestritten ist aber auch, dass diese 
Geschichte inzwischen zu einem Ende 
gekommen, mindestens aber in ihrem 
Verlauf unterbrochen ist. Das lässt sich 
an mehreren Indikatoren ablesen: Seit 
Jahren sind zwei geplante EU-Richtli-
nien auf Eis gelegt, nämlich die so ge-
nannte Krebsrichtlinie und die Richt-
linie zu Muskelskeletterkrankungen. 
Zudem hat sich die (alte) EU-Kom-
mission lange darum herumgedrückt, 
eine neue Arbeitsschutzstrategie für 
den Zeitraum 2013 bis 2020 vorzulegen.

Mit einiger Hoffnung ist dann die 
Einsetzung der neuen Kommission 
begleitet worden, nicht zuletzt durch 
die Aussage des neuen Kommissions-
präsidenten Jean-Claude Juncker, das 
Soziale in Europa stärken zu wollen. 
Hinzu kommt, dass die zuständige 
Kommissarin Marianne Thyssen, eine 
belgische Christdemokratin, als ten-
denziell offen für Arbeitnehmerfragen 
gilt. Allerdings ist dies gewissermaßen 
eine Perspektive im Konjunktiv. Tat-
sächlich arbeitet die neue Kommission 
das REFIT Programm weiter ab, mit 
dem potentiell eine Kehrtwende des 
europäischen Arbeitsschutzrechts ein-
geleitet ist. 

Im Jahr 2016 soll nun eine Evaluie-
rung des gesamten europäischen Ar-
beitsschutzrechts vorgestellt und sol-
len Schlussfolgerungen für eine mög-
liche Revision gezogen werden. Damit 
liegen zwei Jahre vor uns, in denen die 
Gewerkschaften die Anschlussfähig-
keit ihrer Konzepte beweisen müssen, 
um die europäische Arbeitsschutzpo-
litik zu reaktivieren. Chancen dazu 
bestehen durchaus.

Handlungsfelder des Strategischen 
Rahmens 2014 bis 2020

Die letzte Strategie zum betrieblichen 
Arbeits- und Gesundheitsschutz um-
fasste den Zeitraum 2007 bis 2012. Be-
reits im Dezember 2011 lag der Kommis-
sion ein Set von konkreten Vorschlägen 
für eine neue Strategie vor, formuliert 
durch das Europäische Parlament und 
den dreigliedrigen Beratenden Aus-

schuss in Luxemburg. Einen weiteren 
Anlauf, die Kommission zur Vorlage ei-
ner neuen Strategie zu drängen, unter-
nahm das EU-Parlament im September 
2012. In einer Entschließung forderte 
es die Kommission unter anderem auf, 
eine Richtlinie zu Muskel-Skelett-Er-
krankungen und eine revidierte Richt-
linie zu karzinogenen Arbeitsstoffen 
vorzulegen. Ebenso hatten im gleichen 
Jahr einige sektorale Sozialdialoge 
(Bau, Möbel, Holzwirtschaft) für eine 
anspruchsvolle neue Kommissions-
strategie plädiert.

Der dann am 6. Juni 2014 vom dama-
ligen Sozialkommissar László Andor 
vorgelegte „strategische Rahmen der 
EU für Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz 2014-2020“1 enttäuschte 
indes auf ganzer Linie. Er bindet nun 
auch in gewisser Weise die neue Kom-
mission und ist damit ein Kuckucksei 
in deren Nest. Drei wesentliche Hand-
lungsfelder werden in diesem „strate-
gischen Rahmen“ benannt: 

Erstens: Die bessere Umsetzung der 
vorhandenen Rechtsvorschriften mit 
dem Fokus auf Kleinst- und Klein-
unternehmen und mit dem Ziel einer 
effizienteren Risikoprävention.

Zweitens: Die Notwendigkeit einer 
besseren Prävention berufsbedingter 
Erkrankungen sowie gegenüber neuen 
Risiken. 

Drittens: Die Bewältigung des demo-
grafischen Wandels.

Allein, der „strategische Rahmen“ 
beinhaltet keine neuen legislativen 
Vorhaben, sondern beschränkt sich 
ausschließlich auf die bessere Umset-
zung des bestehenden Rechtsrahmens 
in den Mitgliedsstaaten. Die Katastro-
phe von jährlich 160 000 Toten durch 
berufsbedingte Erkrankungen in der 
EU wird zwar anerkannt, aber dar-
aus folgen keine Konsequenzen, wie 
die Untätigkeit der Kommission hin-
sichtlich neuer Richtlinie zeigt. Um 
das zu legitimieren, argumentiert die 
Kommission damit, die Daten seien un-
zureichend, es fehle an wissenschaft-
licher Eindeutigkeit, es müssten noch 
Folgenabschätzungen vorgenommen 
werden. 

Dem entsprechend findet man dann 
in dem Kapitel, das die wesentlichen 
Zielsetzungen des „strategischen 

Rahmens“ beschreibt, zum Bereich 
der berufsbedingten Erkrankungen 
als praktisches Vorhaben lediglich 
die Einrichtung eines Wissenschaft-
lernetzwerkes und den Austausch 
„bewährter Verfahren“. Waren in der 
letzten Strategie 2007–2012 noch die 
Themen genannt wie neue Beschäfti-
gungsformen, besondere Belastungen 
einzelner Arbeitnehmergruppen oder 
die Notwendigkeit, den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz auch in anderen 
Politikbereichen der EU zu verankern, 
so findet sich in dem neuen Papier buch-
stäblich nichts davon wieder.

An erster Stelle: „Rechtsvereinfachung“

Anders im Bereich der so genannten 
„Rechtsvereinfachung“. In den ge-
nannten drei Handlungsfeldern ist das 
Thema zwar gar nicht an- oder ausge-
führt, es bestimmt aber im Folgenden 
den Ton im Kapitel „Wesentliche Stra-
tegische Ziele“ – ganz im Sinne des 
REFIT-Programms. 

Leider konnte schon in den Grün-
derjahren des europäischen Arbeits-
schutzrechts nicht verhindert wer-
den, dass in die Verträge und in alle 
Einzelrichtlinien die Formulierung 
aufgenommen wurde, dass dieses 
Rechtsinstrument keine verwaltungs-
technischen und finanziellen Auflagen 
vorschreiben sollen, die der Gründung 
und Entwicklung von Klein- und Mit-
telbetrieben entgegenstehen. Zemen-
tiert wurde diese politische Haltung 
dann im sogenannten „Small Business 
Act“,2 der gleich in der Einleitung mit 
Chuzpe festhält, künftig müssten die 
Interessen der kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) Richtschnur für 
alle EU-Politik sein.

Leider weitgehend ohne Krach im po-
litischen Raum hatte die Kommission 
schon im Jahr 2013 eine Wünsch-Dir-
Was Befragung unter den KMU durch-
geführt. In einer Online-Konsultation 
konnten die Betriebe die aus ihrer Sicht 
größten bürokratischen Hemmnisse 
benennen, die ihnen aus dem EU-Recht 
erwachsen.3 Nicht ganz verwunderlich 
rangierte dabei der Arbeitsschutz ganz 
weit oben. 

Der eigentliche Skandal dieses Vor-
gehens lag darin, dass die Kommission 
sich verpflichtete, aus dieser Befragung 
die zehn meistgenannten Rechtsgegen-
stände juristisch zu bearbeiten. Da-
mit wird die Rechtsetzung tendenziell 
im gesamten Bereich der Arbeitsbe-
ziehungen dem demokratischen Aus-
handlungsprozess und der Auseinan-
dersetzung zwischen den Sozialpart-
nern entzogen. Ebenfalls außerhalb der 
politisch-demokratischen Willensbil-
dung hat die Kommission dann auch die 
Wege der Sonderbehandlung für KMU 
definiert: Nichtanwendung des Rechts-
aktes, geringere Anforderungen/Stan-
dards, vereinfachte Anwendung usf.

� Fortsetzung S.18
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Als Ergebnis der Befragung hat die 
Kommission daraus ein Arbeitspro-
gramm abgeleitet und dieses in einer 
Mitteilung vom 18. Juni 2013 veröf-
fentlicht. „Bearbeitet“ werden sollen 
demnach unter anderem: Die Entsen-
derichtlinie, die Richtlinie zur allge-
meinen Produktsicherheit, die Arbeits-
zeitrichtlinie, die REACH-Verordnung 
und sogar die Rahmenrichtlinie zum 
Arbeitsschutz sowie alle darauf fußen-
den Einzelrichtlinien. Nicht hier auf-
geführt, aber ebenfalls in der Mache 
sind die drei Richtlinien zur Arbeit-
nehmerbeteiligung. Sie werden, wie 
die Arbeitsschutzrichtlinien, derzeit 
hinsichtlich ihrer Wirkung, Anwend-
barkeit usw. evaluiert.

Ein Tummelfeld der Deregulierer

Bei aller Kritik am Vorgehen der Kom-
mission und den möglichen Konse-
quenzen findet die Auseinandersetzung 
doch vor einem realen Hintergrund 
statt. Neben der üblichen demagogisch 
angehauchten Kritik am Brüsseler Bü-
rokratiemonster gibt es seit längerem 
eine Debatte zur Komplexität und 
Konsistenz des immer dichter wer-
denden Europäischen Rechtsbestan-
des. Von Beginn an war die Debatte 
ein Tummelfeld der Deregulierer, aber 
halt auch ein echtes Problemfeld. Der 
erste Begriff fürs Thema kam noch 
neutral daher: „Bessere Regulierung“; 
ein Programm der Kommission von 
2002. In einem nächsten Schritt wurde 
dann das Programm zum „Abbau un-
nötiger Verwaltungslasten“ aufgelegt. 
Hier hatte sich schon der Fokus auf das 
Wirtschaftsgeschehen bzw. die ver-
meintlichen speziellen Bedingungen 
und Bedürfnisse der KMU fokussiert 
bzw. als besonderes Feld im Bereich 
der „besseren Rechtsetzung“ separiert. 

Als Ergebnis und als Bestandteil des 
2007 aufgelegten Aktionsprogramms 
zur „Verringerung der Verwaltungs-
lasten in der Europäischen Union“4 

wurde die so genannte High Level 
Group eingesetzt, besser bekannt als 
Stoiber Kommission. 

Die Kommission nahm 2008 ihre Ar-
beit auf. Ihr Mandat wurde zwei Mal 
verlängert (2010 und 2012) und ende-
te im Oktober 2014. Insgesamt hatte 
diese Kommission 13 Politikbereiche 
bearbeitet, dabei auch die Arbeitsbe-
ziehungen. Der hierzu veröffentlich-
te Bericht basierte auf einem völlig 
schlampigen methodischen und for-
schungspraktischen Vorgehen und 
wurde unisono kritisiert, einschließ-
lich der Kommissionsdienststellen, die 
für den Arbeitsschutz zuständig sind. 
Gleichwohl fanden die ideologisch 
eingefärbten Vorschläge der Stoiber-
Group weitgehend Eingang in die Pra-
xis der EU-Kommission (Ausnahmen 
für KMU, unterschiedliche Niveaus 
für vermeintlich unterschiedliche Ri-
sikosektoren, falls ein neuer Rechtsakt 
Verwaltungskosten verursacht, gleich-
zeitige und verpflichtende Entlastung 
an anderer Stelle usw.

Die Stoiber-Kommission hat nun ei-
nen Abschlussbericht vorgelegt5, der 
noch einmal die politisch-ideologi-
schen Grundhaltungen ihres Vorge-

hens zusammenfasst und der Kom-
mission den weiteren Weg weist. Vor-
geschlagen wird unter anderem, in 
Zukunft monetäre Zielvorgaben für 
die Reduzierung der Verwaltungslas-
ten (von Unternehmen) zu beschließen. 
Neue Rechtsvorschriften, die Kosten 
verursachen, sollen nur erlaubt sein, 
wenn an anderer Stelle äquivalente 
Kosteneinsparungen durch die Aufhe-
bung von Vorschriften vorgenommen 
werden.

Deregulierung weiterhin umkämpft

Zwei Vorkommnisse sind in diesem 
Zusammenhang zeigen, dass die Kon-
flikte um Deregulierung weiter gehen 
und Raum für Interventionen besteht. 
Zum einen wurde Edmund Stoiber von 
Juncker noch im Dezember 2014 zum 
„Sonderberater für bessere Recht-
setzung“ ernannt, übrigens ein aus-
drücklicher Vorschlag im Bericht der 
Stoiber-Kommission selbst. „In seiner 
neuen Beratungsfunktion soll Stoiber 
insbesondere aufzeigen, wie der Abbau 
von Bürokratie und Verwaltungslasten 
zugunsten von kleinen und mittleren 
Unternehmen vorangebracht werden 
kann, um Beschäftigung, Wachstum 
und Investitionen in der EU zu för-
dern. ‚Die Unternehmen in der EU 
brauchen Raum für Innovationen und 
Wachstum und wollen möglichst wenig 
Bürokratie‘, sagte Juncker. ‚Edmund 
Stoiber unterstützt die Kommission 
diesbezüglich bereits seit sieben Jah-
ren, indem er unnötige Belastungen für 
Unternehmen aufzeigt und der Kom-
mission hilft, die Rahmenbedingungen 
für Unternehmen zu verbessern. An-
gesichts seines Engagements, seiner 
Erfahrung und seiner Kenntnisse ist 
er bestens geeignet, uns bei der Be-
kämpfung von Überregulierung und 
Bürokratie zu beraten, damit Wachs-
tum und Beschäftigung in Europa eine 
echte Chance erhalten.‘“6

Einen Gegenakzent setzt allerdings 
ein Minderheitenvotum aus der Stoi-
ber-Kommission. Vier Mitglieder der 
Kommission haben es mit der aus-
drücklichen Absicht veröffentlicht, In-

Das REFIT-Programm der EU

Das REFIT-Programm ist das vorerst letzte Glied in einer Kette von Maß-
nahmen und Aktionen, die darauf abzielen, das europäische Recht zu ver-
einfachen und zu deregulieren. Ausgangspunkt war und ist der dogmatische 
Glaubenssatz, dass Klein- und Mittelbetriebe, also mehr als 99% aller Unter-
nehmungen in der EU, besonderer „Entlastung“ von rechtlichen Vorschriften 
bedürfen.
Der Einleitungssatz des entsprechenden Kapitels sagt das deutlich: „Gemäß 
den Zielen des Programms für die Effizienz und Leistungsfähigkeit der 
Rechtsetzung (REFIT) sind fortlaufende gemeinsame Anstrengungen der 
Kommission, anderer EU-Organe und der Mitgliedsstaaten erforderlich, um 
die EU-Rechtsvorschriften zu vereinfachen und unnötigen Verwaltungsauf-
wand zu vermeiden“.
Wichtige Dokumente zu REFIT-Programm finden sich unter  
http://ec.europa.eu/smart-regulation/index _ de.htm

REFIT-Selbstdarstellung auf der Webseite http://www.stoiber.de/tag/eu/
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teressen der Beschäftigten, der öffent-
lichen Gesundheit, der Umwelt und der 
Verbraucher zu vertreten.7Das Votum 
kritisiert unter anderem, dass Informa-
tionspflichten (mit Blick auf Verbrau-
cher, Arbeitnehmer) ausschließlich un-
ter Kostengesichtspunkten betrachtet 
werden. Stark kritisiert wird auch die 
Idee, KMU von Rechtsvorschriften 
auszunehmen, ebenso der Vorschlag, 
künftige Gesetzesvorhaben daraufhin 
zu prüfen, ob sie die Konkurrenzfähig-
keit der KMU beeinträchtigen, bevor 
sie veröffentlicht werden.

Die Europäische Kommission nimmt 
in der ganzen Angelegenheit keine 
einheitliche Stellung ein. Außerdem 
steht auch das Europäische Parlament 
tendenziell in Opposition zu den Stoi
ber-Vorschlägen, zumindest dort, wo 
diese darauf abzielen, demokratische 
Entscheidungsprozesse zu beschnei-
den. Bezogen auf die Arbeitsschutz-
strategie hat das Parlament bzw. der 
Beschäftigungsausschuss entschie-
den, keine Resolution zum vorgelegten 
Kommissionsdokument zu verabschie-

den, sondern in den nächsten Monaten 
einen Initiativbericht zu erarbeiten. 
Dieses Vorgehen erlaubt dem Parla-
ment, nicht nur zu kommentieren, son-
dern eigene Initiativen vorzuschlagen 
und neue Gesichtspunkte einzubrin-
gen. Dies geschieht vor dem Hinter-
grund, dass derzeit das gesamte Ar-
beitsschutzrecht überprüft wird und 
das damit beauftragte Institut 2016 
einen Abschlussbericht vorlegen soll. 
Auf dessen Grundlage sollte dann eine 
Revision des „strategischen Rahmens“ 
der Kommission oder mindestens aber 
seine praktische Operationalisierung 
vorgenommen werden. Damit besteht 
auch die Möglichkeit, neue Aspekte, 
Schwerpunkte und Vorschläge einzu-
bringen. 

Initiativen des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes und anderer

In diesem Zusammenhang nutzte 
der Europäische Gewerkschaftsbund 
(EGB) auch die Einsetzung der neuen 
zuständigen Kommissarin Marianne 
Thyssen, um sie zu schnellen Korrek-

turen in der Arbeitsschutzpolitik der 
Kommission zu drängen. Dazu faste 
der EGB am 2/3. Dezember 2014 einen 
Beschluss und übermittelte der Kom-
missarin am 18. Dezember seine For-
derungen in einem Brief (siehe Kasten).

Auch der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss hat am 11. Dezember 
2014 eine Stellungnahme verabschie-
det, die zwar die Veröffentlichung des 
„strategischen Rahmens“ begrüßt, aber 
von der Kommission auch verstärkte 
Anstrengungen im Arbeitsschutz ein-
fordert und eine Reihe der vom EGB 
formulierten Aspekte anspricht.8

Die Arbeitsminister aus Belgien, 
Deutschland, den Niederlanden und 
Österreich hatten bereits im April 
2013 in einem Brief an den damaligen 
Kommissar die schnelle Verabschie-
dung von Arbeitsplatzgrenzwerten 
für eine Reihe besonders gefährliche 
Stoffe und die Revision der Richtlinie 
zu karzinogenen Arbeitsstoffen gefor-
dert. Zusätzlich haben Sozialdialoge 
aus den drei Sektoren Bau, Holzwirt-
schaft und Möbelindustrie ihre frü-
heren gemeinsamen Stellungnahmen 
erneut an die Kommissarin gesandt, 
um die Kommission zu einer engagier-
teren Arbeitsschutzpolitik zu drängen.

Das in den europäischen Verträgen 
festgelegte Ziel in diesem Politikbe-
reich lautet: Setzen von Mindestan-
forderungen und Verbesserung der 
bestehenden (rechtlich gesetzten) 
Standards. Wohl eines der wesentli-
chen Ergebnisse der Stoiber-Kommis-
sion war dagegen, ideologiegesättigte 
Schlagworte im den Sprachgebrauch 
der EU-Institutionen zu verankern:

• Bürokratie (red tape) = Gängelung 
der Betriebe

• Vorfahrt für KMU = Befreit sie, 
sonst wird die Europäische Wirtschaft 
international nicht mehr konkurrenz-
fähig sein

• „Goldplating“ = Höhere Standards 
als die in den EU-Richtlinien vorgese-
henen Mindeststandards bei der na-
tionalen Umsetzung sollen unterblei-
ben, da sie Zusatzkosten verursachen 
würden. 

Gerade der letzte Aspekt zeigt, wie 
außerhalb der demokratischen Wil-
lensbildung an den Grundfesten der 
europäischen Verträge gerüttelt wird, 
die in dieser Frage ja ausdrücklich 
das Ziel formulieren, Mindestanforde-
rungen zu verabschieden, in den Mit-
gliedsstaaten aber höhere Standards 
anvisiert, die dort verabschiedet und 
praktisch umgesetzt werden, um dann 
wiederum eine Europäische Harmoni-
sierung nach oben zu erlauben. Diesem 
Grundsatz müsste in der EU-Politik 
wieder Geltung verschafft werden. Die 
in den letzten Monaten gestarteten In-
itiativen, aber auch die erwartete In-
itiativstellungnahme des Parlaments 
gehen in diese Richtung oder werden 
das tun. � Fortsetzung S. 20

Aus einem Brief des EGB an EU-Sozialkommissarin 
Marianne Thyssen

„Der EGB erinnert an den Artikel 153 des Lissabonner Vertrages. Um die 
Harmonisierung der Arbeitsbedingungen zu erreichen, ist das grundlegende 
Instrument für EU-Aktionen die Annahme von Richtlinien mit Bestimmun-
gen zur Verbesserung europäischer Normen mit positiven Auswirkungen auf 
die Nachhaltigkeit von Arbeit.
Besondere Aufmerksamkeit und konkrete politische Maßnahmen sollten den 
prekären Beschäftigungsbedingungen von Männern und Frauen gelten, da 
sie psychosoziale Risikofaktoren verstärken und diese wiederum signifikante 
schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben einschließ-
lich eines hohen Risikos von Herz-Kreislauf-Erkrankungen und vorzeitiger 
Sterblichkeit. … Die Europäische Kommission muss sich des Problems der 
psychosozialen Risiken annehmen, da alle ArbeitnehmerInnen – Männer wie 
Frauen – von dieser Gefahr betroffen sind. …
Der EGB fordert die Kommission auf, sofort eine ambitionierte Initiative 
zur Festlegung verbindlicher europäischer Expositionsgrenzwerte für eine 
erweiterte Anzahl toxischer Substanzen festzulegen. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt gibt es auf europäischer Ebene nur für drei karzinogene Stoffe 
verbindliche Arbeitsplatzgrenzwerte. Arbeitnehmer sind aber mehreren 
hundert Karzinogenen und Mutagenen ausgesetzt. …
Darüber hinaus fordert der EGB die sofortige Einbeziehung reprotoxischer 
Stoffe in den Geltungsumfang der Karzinogen/Mutagen-Richtlinie aufgrund 
der Schwere und Irreversibilität der gesundheitlichen Auswirkungen für 
ArbeitnehmerInnen (besonders schwangere Frauen) infolge der Exposition 
gegenüber solchen Stoffen …
Die drei bestehenden Richtlinien über Muskel-Skelett-Erkrankungen (Vibra-
tionen, manuelle Lastenhandhabung und Bildschirmgeräte) sind in vielfacher 
Hinsicht nicht mehr aktuell und müssen deshalb in eine moderne und durch-
setzbare Rechtsetzung überführt werden. Der Prozess der Formulierung 
einer neuen ganzheitlichen Richtlinie über Muskel-Skelett-Erkrankungen 
muss von der Europäischen Kommission auf den Weg gebracht werden.
Die enormen Probleme in Europa mit psychosozialen Risiken in Verbindung 
mit sich verschlechternden Arbeitsbedingungen sowie Gesundheit und Si-
cherheit am Arbeitsplatz können nicht länger ignoriert werden. Das Problem 
kann nicht nur durch nicht-legislative Instrumente gelöst werden. Rechtset-
zende Maßnahmen sind zur Bekämpfung dieses Risikos mit epidemischen 
Ausmaßen dringend erforderlich.“

Auf der Webpage des EGB ist das Dokument nur in Englisch und Französisch abrufbar: 
http://www.etuc.org/documents/etuc-resolution-eu-has-act-now-improve-occupatio-
nal-health-and-safety#.VLPRqnlOUdU
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Materialreiche Parteidiskussion in  
Niedersachen 

Aus aktuellem 
Anlass noch 
einmal zum 
Aufruf „Wie-
der Krieg in 
Europa? Nicht 
in unserem 
Namen!“ 
Hunno Hochberger (69 J.), Vorstandsmit-
glied im Linke Kreisverband Osnabrück-
Land und Mitglied des Gesprächskreises 
„Europa“ bei der RLS/Berlin. 

Wie erinnerlich, wurde hier im Kreis-
verteiler in der ersten Dezemberhälfte 
mehrfach aufmerksam gemacht auf den 
aktuellen „friedenspolitischen Aufruf 
der 60 Persönlichkeiten“ (5.12.2014 – 
www.zeit.de/politik/2014-12/aufruf-
russland-dialog) … (…) Nun haben sich 
(wie wir über IMI-Aktuell 2014/630 
erfahren konnten) am 11.12.2014 in 
direkter Reaktion auf die Erklärung 
vom 5.12. „über 100 deutschsprachige 
OsteuropaexpertInnen“ hinter einen 
Gegenaufruf gestellt. Titel: „Friedens-
sicherung statt Expansionsbelohnung. 
Aufruf… zu einer realitätsbasierten 
statt illusionsgeleiteten Russlandpoli-
tik“ (www.tagesspiegel.de/politik/gegen-auf-

ruf-im-ukraine-konflikt-osteuropa-experten-

sehen-russland-als-aggressor/11105530.html). 

Die Initiative zu dieser Gegenerklärung 
ging aus von ihrem Verfasser Manfred 
Umland, der in Kiew für eine Einrich-
tung tätig ist, die mit der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung kooperiert. M. E. ist es 
notwendig, sich vor allem deswegen mit 
diesem Gegenaufruf zu befassen, weil 
wir hierüber gewisse Schwächen des 
„friedenspolitischen Aufrufs der 60 
Persönlichkeiten“ so erörtern können, 
dass wir in den Stand kommen, sie in 
der öffentlichen Auseinandersetzung 
durch geeignete Sachargumente wett-
zumachen. 

1. Zu den wesentlichen Aussagen des 
„Gegenaufrufs der 100 Osteuropa
expertInnen“

Die Hauptstoßrichtung dieses „Gegen-
aufrufs“ lautet wie folgt – Zitat: 

BDI Afrika-Strategiepa­
pier: „Africa rising“ an­

statt „hopeless continent“. 
Veröffentlichungen des BDI, 

Fr.,9.1.2015. … Es ist an der Zeit, Afrika 
als vielversprechenden Wirtschaftspart-
ner und Zukunftsmarkt statt als Emp-
fänger von Entwicklungshilfe wahrzu-
nehmen. … Afrika ist für den BDI … 
ein Kontinent mit großen Potenzialen 
und Herausforderungen, die es zu nutzen 
gilt. Mit der Strategie … zeigt (der BDI) 
Handlungsbedarf auf, um ein attraktives 
sowie nachhaltiges Investitionsklima zu 
fördern. Ziel ist es, Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die sowohl für die Bürger in 
Afrika als auch für die deutsche Industrie 
Vorteile bringen. Erstmals wurden nicht 
nur Forderungen an die Politik formuliert, 
sondern ein eigener Aktivitäten-Katalog 
zur Stärkung der deutschen Industrie in 
Afrika definiert. … Der BDI … wird sein 
Engagement in Afrika zukünftig weiter 
ausbauen. … Der Anteil von Subsahara-
Afrika am deutschen Gesamtaußenhan-
del stagniert auf niedrigem Niveau bei 
1,31 Prozent für 2013. … Insgesamt ist 
neben dem Interesse der strategischen 
Rohstoffsicherung für die heimischen 
Märkte auch das Interesse der internatio-
nalen Kapitalmärkte an Afrika gestiegen. 
… Zahlreiche Länder im subsaharischen 
Afrika zeichnen sich durch zunehmende 
politische und soziale Stabilität aus. … 
Afrikas mittelfristige Wachstumsaus-
sichten sehen ebenfalls gut aus, … wobei 
für Ost- und Westafrika mit über sechs 
Prozent das höchste Wachstum erwartet 
wird. Damit gehören diese Regionen zu 
den am schnellsten wachsenden weltweit. 

BDA will Flüchtlingen Ausbildung in 
Deutschland erleichtern. Presseinfor-
mationen des BDA, Mi., 7.1.2015. – Ar-
beitgeberpräsident I. Kramer: „Der 
Arbeitsmarkt zeigt sich … stabil und 
aufnahmefähig. In einigen Branchen 
und Regionen haben die Unternehmen 
… erhebliche Probleme, offene Stel-
len für Fachkräfte und Auszubildende 
zu besetzen. … Vordringlich ist, aus-
bildungsbegleitende Hilfen für alle 
Jugendlichen, die diese benötigen, zu 
ermöglichen und auch die assistierte 
Ausbildung … breit anzubieten. Wir 
müssen … die Voraussetzungen dafür 
verbessern, dass junge Menschen, die 
auf der Flucht vor Krieg und Vertrei-
bung nach Deutschland gekommen 
sind, hier eine Ausbildung aufnehmen 
und erfolgreich abschließen können.  
Viele minderjährige Flüchtlinge sind … 
besonders motiviert, eine Ausbildung 
zu absolvieren. Gerade für sie darf das 
Asylverfahren keinen Lebensstillstand 
bedeuten. Ich begrüße den Vorstoß der 
CSU und appelliere an die Koalitions-
fraktionen, einen humanitären Ausbil-
dungsaufenthalt für unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge zu schaffen. Au-
ßerdem muss sichergestellt werden, dass 
alle jugendlichen Asylsuchenden und 
Geduldeten, die bereits eine Ausbildung 
begonnen haben, diese auch grundsätz-
lich abschließen können. … Die Aufnah-
me einer Schul- oder Berufsausbildung 
muss als ein dringender persönlicher 
Grund für die Aussetzung der Abschie-
bung gesetzlich verankert werden.“ 

Zusammenstellung: rst

Die erwähnten Stellungnahmen der 
drei Sozialdialoge zeigen, dass bis weit 
in die Reihen der Arbeitgeber Koalitio-
nen für fortschrittlichen Arbeitsschutz 
und Konzepte Guter Arbeit Anschluss-
möglichkeiten bestehen. Die zwei kom-
menden Jahre sollten aber vor allem 
auch genutzt werden, um auf nationa-
ler Ebene die jeweiligen Ministerien 
und sonstigen Vertreter, die sich in 

europäischen Gremien bewegen, dar-
über aufzuklären, dass hier zwar vor-
dergründig „nur“ der Arbeitsschutz 
aufs Abstellgeleis geschoben werden 
soll, dass aber (mit REFIT) tatsäch-
lich an Grundfesten der europäischen 
Verträge und an den demokratischen 
Strukturen gerüttelt wird.

� Rolf Gehring

1	 http://eur-lex.europa.eu/search.html?or0=DTT%3DPC,DTT%3DDC&DTN=0332&DTA=2014&qi
d=1421068889563&CASE_LAW_SUMMARY=false&DTS_DOM=ALL&type=advanced&DTS=5&
SUBDOM_INIT=ALL_ALL&DTS_SUBDOM=ALL_ALL

2	 http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/small-business-act/index_de.htm
3	 Eine Pressemitteilung zu diesem Vorgang findet sich unter: http://europa.eu/rapid/press-re-

lease_IP-13-188_en.htm. Die Resultate sind unter folgendem Link zu finden: http://ec.europa.eu/
enterprise/policies/sme/public-consultation-new/index_en.htm

4	 KOM(2007) 23 – Aktionsprogramm zur Verringerung der Verwaltungslasten in der Europäi-
schen Union. Auf das Aktionsprogramm wird in Kapitel III dieses Berichts ausführlich einge-
gangen – http://eur-lex.europa.eu/search.html?DTN=0023&or0=DTT%3DPC%2CDTT%3DDC
&DTS_DOM=ALL&CASE_LAW_SUMMARY=false&type=advanced&DTS_SUBDOM=ALL_
ALL&SUBDOM_INIT=ALL_ALL&qid=1421070306840&DTS=5&DTA=2007&locale=de

5	 http://ec.europa.eu/smart-regulation/refit/admin_burden/docs/08-10web_de_ce-brocut-
tingredtape.pdf

6 	http://www.euractiv.de/sections/eu-innenpolitik/buerokratieabbau-juncker-holt-stoiber-zu-
rueck-310972

7	 http://ec.europa.eu/smart-regulation/refit/admin_burden/docs/annex_12_de_hlg_ab_dissen-
ting_opinion.pdf

8	 https://dm.eesc.europa.eu/eescdocumentsearch/Pages/opinionsresults.
aspx?k=(documentlanguage:DE

Wirtschafts-

presse
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„Am 5. Dezember 2014 veröffentlich-
ten 60 prominente deutsche Persön-
lichkeiten aus Politik, Wirtschaft und 
Kultur den Aufruf „Wieder Krieg in 
Europa? Nicht in unserem Namen!“ Ob-
wohl es in diesem Text um die deutsche 
Russland- und Ukrainepolitik geht, 
nimmt kaum eine/r der Unterzeichne-
rInnen an der aktuellen Osteuropafor-
schung oder Ukraineberichterstattung 
teil. Vielmehr haben die meisten der 
Unterzeichnenden nur geringe Exper-
tise zum postsowjetischen Raum, we-
nig relevante Rechercheerfahrung und 
offenbar keine Spezialkenntnisse zur 
Ukraine sowie den jüngsten Ereignis-
sen dort. Dies ist kein Zufall. 

Die überwältigende Mehrheit der 
sich aus wissenschaftlicher, zivilge-
sellschaftlicher oder journalistischer 
Perspektive mit dem heutigen Uk-
rainekonflikt auseinandersetzenden 
deutschen Forscherinnen, Aktivisten 
und Reporterinnen sind sich in ihrem 
Urteil einig: es gibt in diesem Krieg ei-
nen eindeutigen Aggressor, und es gibt 
ein klar identifizierbares Opfer. So wie 
die Defekte anderer einst okkupierter 
Staaten nicht den verbrecherischen 
Charakter ihrer Besetzungen relati-
vieren, können die Unzulänglichkeiten 
des ukrainischen politischen Systems 
nicht gegen die russische Annexion 
der Krim und notdürftig verschleierte 
Intervention in der Ostukraine aufge-
rechnet werden. […]“ 

Während sich die „Erklärung der 60 
Persönlichkeiten“ ganz bewusst kri-
tisch in Richtung aller Beteiligten an 
der gegenwärtigen Ukraine-Krise zu 
äußern weiß und insofern eine einsei-
tige Parteinahme vermeidet – um auch 
dadurch den eigenen friedenspoliti-
schen Anspruch glaubhaft zu machen, 
ergreift die „Gegenerklärung der 100 
OsteuropaexpertInnen“ ganz bewusst 
Partei: für den offiziellen BRD-/EU-/
Nato-Kurs der einseitigen Schuld-
zuweisungen betreffend die aktuelle 
Ukraine-Krise. Diese Parteinahme 
wird aus einer zeitgeschichtlichen 
Rückschau heraus, die sich mit der Ge-
orgienkrise und Moldaukrise befasst, 
begründet:

„In ihrem Aufruf raten die 60 Per-
sönlichkeiten: ‚Die deutsche Regie-
rung geht keinen Sonderweg, wenn sie 
in dieser verfahrenen Situation auch 
weiterhin zur Besonnenheit und zum 
Dialog mit Russland aufruft.‘ Frühere 
Erfahrungen sollten Berlin vorsich-
tig machen: Im Sommer 2008 entstand 
im Kaukasus eine ähnlich ‚verfahre-
ne Situation‘ infolge Russlands fakti-
scher Kündigung des EU-vermittelten 
russisch-georgischen Friedensabkom-
mens. Obwohl Moskau dessen wich-
tigsten Punkt, die Rückführung seiner 
Truppen aus den georgischen Regio-
nen Abchasien und Südossetien, nicht 
erfüllte, schlug die Bundesrepublik 
wenige Wochen darauf Russland eine 

‚Modernisierungspartnerschaft‘ vor. 
Später folgten die EU und [die] meisten 
ihrer Mitgliedsstaaten dem deutschen 
Beispiel. Die russischen Truppen ste-
hen bis heute in Georgien. Das Verhal-
ten des Kremls stellte 2008 bereits eine 
Wiederholungstat dar, wie auch die da-
malige deutsche Reaktion auf die rus-
sische Okkupation georgischer Gebiete 
ein Déjà-vu auslöste. 2001 lud Deutsch-
land Wladimir Putin zu einer vielge-
feierten Rede in den Bundestag ein. 
Damals war allerdings bereits abseh-
bar, dass Russland seinen vertraglich 
zugesicherten Truppenrückzug aus der 
moldauischen Region Transnistrien 
nicht umsetzen würde. 2003 offerierte 
Brüssel dem Kreml Verhandlungen zu 
einem neuen Kooperationsvertrag mit 
der EU. Die russischen Truppen stehen 
bis heute in der Republik Moldau.“

2. Zur bisherigen Kontinuität der allseiti-
gen Missachtung internationalen Rechts

M. E. können wir diese Rückschau des 
„Gegenaufrufs der 100 Osteuropaex-
pertInnen“ dahingehend aufgreifen, 
dass wir uns über gewisse Schwächen 
im „Aufruf der 60 Persönlichkeiten“ 
verständigen. Denn der „Aufruf der 
60 Persönlichkeiten“ spricht zwar die 
„völkerrechtswidrige Annexion der 
Krim“ an, aber sie ist lediglich der 
letzte Höhepunkt in einer Kette der 
Missachtung internationalen Rechts. 
Tatsächlich sind die Loslösungen der 
Regionen Abchasien und Südossetien 
von Georgien bzw. deren Angliede-
rung an die Russische Föderation sowie 
wie die Loslösung Transnistriens von 
Moldau ebenso wenig im Einklang mit 
dem internationalen Recht wie es die 
Loslösung der Krim von der Ukraine 
ist. Das gilt auch dann, wenn hier in 
diesem Kontext etwa das „Selbstbe-
stimmungsrecht“ und eine darüber le-
gitimierte Sezession geltend gemacht 
wird – etwas, was im internationalen 
Recht nur ausnahmsweise für Loslö-
sungen aus eindeutig (!) antikolonialen 
Gründen eine Billigung gefunden hat. 
Ansonsten müssen Loslösungen vom 
ursprünglichen Staatsverband stets 
im wechselseitigen (!) Einvernehmen 
erfolgen – wie z.B. geschehen zwi-
schen Tschechien und der Slowakei 
am 1.1.1993.

Von russischer Seite wurde jenes 
soeben angesprochene „Selbstbestim-
mungsrecht“ zur Legitimation der 
eigenen Anschlusspolitik gegenüber 
der Krim ganz ausdrücklich heran-
gezogen: „In einem Interview zu den 
Vorgängen in der Ukraine war Pu-
tin gefragt worden, wie er sich die 
Zukunft der Krim vorstelle und ob 
eine ‚Variante‘ ihres Anschlusses an 
Russland erwogen werde. Darauf ant-
wortete der russische Präsident, er sei 
grundsätzlich der Ansicht, dass nur 
die Bürger, die in einem bestimmten 
Territorium leben, über deren Zukunft 

bestimmen können. Putin nannte die 
Kosovo-Albaner als Beispiel und fügte 
hinzu, das ihnen gestattete Recht auf 
Selbstbestimmung sei ‚seines Wissens‘ 
in den entsprechenden Dokumenten 
der Vereinten Nationen verankert und 
von niemandem aufgehoben worden. 
Wenn die Bewohner der Krim also dem 
Beispiel des Kosovos folgen wollen, sei 
das in Ordnung, insinuierte Putin“ 
(FAZ. 5.3.2014; „Krim-Krise. Putin 
brüskiert die Serben“). 

Wie der Autor des FAZ-Artikels 
anschließend ausführt, stand diese 
Auffassung im Widerspruch zur kon-
stanten russischen Position der Nicht-
anerkennung der Kosovo-Abtrennung 
von Serbien im UN-Sicherheitsrat. 
„Begründung: Die kosovarische Un-
abhängigkeitserklärung verletze die 
territoriale Integrität und staatliche 
Souveränität Serbiens…“(dito). Sie 
stand desweiteren aber auch im Wie-
derspruch zur konstanten Position 
Serbiens, das diese Abtrennung stets 
als Verstoß gegen das internationa-
len Rechts bewertet hat bzw. bewertet. 
Aus diesem Grund verweigert Serbien, 
das in 2015 den OSZE-Vorsitz innehat, 
sowohl die Anerkennung der Loslö-
sung Abchasiens und Südossetiens von 
Georgien wie auch die Loslösung der 
Krim von der Ukraine.

Altbundeskanzler Gerhard Schröder 
(Mitunterzeichner des „Aufrufs der 60 
Prominenten“) wurde im Rahmen ei-
ner Veranstaltung der Wochenzeitung 
„Die Zeit“ (März 2014) auf dieses The-
ma angesprochen. Er „räumte ein, dass 
er selber das Völkerrecht gebrochen 
habe, als es um die deutsche Beteili-
gung am Kosovo-Krieg gegen Serbien 
während seiner Regierungszeit gegan-
gen sei. Für das, was gegenwärtig auf 
der Krim passiere, sei der Kosovo ‚die 
Blaupause‘, behauptet der Altkanzler 
dann. In beiden Fällen handele es sich 
‚formal‘ um einen Verletzung der Char-
ta der Vereinten Nationen. Auch das 
von der Krim-Regierung für den 16. 
März angesetzte Referendum über eine 
Abspaltung von der Ukraine und den 
Anschluss an Russland verglich Schrö-
der mit der Unabhängigkeitserklärung 
des Kosovo von Serbien“ (Handels-
blatt, 13.3.2014). Schröder stellte hier 
faktisch fest, dass die russische Seite 
sich in Sachen Krim-Abtrennung da-
durch legitimiert sieht, dass bereits 
zuvor die BRD-/EU-/Nato-Seite jene 
von ihr betriebene Abtrennung des 
Kosovo hat international durchsetzen 
können. Exakt das meint sein Begriff 
„Blaupause“ 

Nach innen sieht sich die russische 
Föderation durch die eigene Verfas-
sung legitimiert, derzufolge sie sich als 
Schutzmacht russischsprachiger Bür-
ger außerhalb der Föderation versteht. 
Auf Basis dieser Verfassungsbestim-
mung rechtfertigt sie ihr diesbezügli-
ches Eingreifen in nachbarstaatliche 
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innere Konflikte. So geschehen ge-
genüber Moldau, gegenüber Georgien 
und gegenüber der Ukraine. Hier liegt 
offenkundig ein Selbstverständnis 
zugrunde, das davon ausgeht – dass 
„Russland größer ist als die Russische 
Föderation“. In Folge dessen kam es 
bzw. kommt es zur In-Anspruchnahme 
von nachbarstaatlichen Bürgern als 
Bürger der Russischen Föderation. Im 
Konkreten kam es bzw. kommt es zur 
(massenhaften) Ausstellung von russi-
schen Pässen für diese nachbarstaat-
lichen Bürger. Diese von der OSZE 
scharf verurteilte „Passportisation“ 
missachtet die souveränen Rechte des 
betreffenden Nachbarstaats und steht 
insofern ebenfalls nicht im Einklang 
mit dem internationalen Recht. 

Allerdings könnte die russische Sei-
te auch hier geltend machen, dass die 
EU/Nato im August/September 1989 
die massenhafte Ausstellung von west-
deutschen Pässen für DDR-Bürger in 
Budapest und Prag durch Bedienste-
te des Auswärtigen Amts ausdrück-
lich gebilligt hat. Bekanntlich erfolgte 
diese In-Anspruchnahme von Bürgern 
eines Nachbarstaats ebenfalls aus ei-
nem (verfassungsrechtlichen) Selbst-
verständnis heraus, welches „Deutsch-
land größer als die BRD“ begriff. Horst 
Teltschik, der seinerzeit als maßgebli-
cher außen- und sicherheitspolitischer 
Berater von Helmut Kohl tätig war 
– und insofern entscheidend mitge-
wirkt hat an diesen Verstößen gegen 
internationales Recht, ist heute selbst 
(neben Gerhard Schröder) einer der 
Mitunterzeichner des „Aufrufs der 60 
Prominenten“. 

3. Die Verwilderung des Staatenum-
gangs ist von der BRD-/EU-/Nato-Seite 
ausgegangen

Fakt ist m. E. – losgelöst von den aktu-
ellen Motiven jener beiden seinerzeiti-
gen ([west-]deutschen) Hauptakteure 
in Sachen Missachtung des interna-
tionalen Rechts, dass dieser Aufruf 
objektiv aus einem Geist der selbstkri-
tischen Einsicht in die damit verbunde-
ne Verwilderung des Staatenumgangs 
entstanden ist. Bereits in 2008 hat Le 
Monde diplomatique zu dieser Ent-
wicklung eine sehr scharfsinnige Ana-
lyse veröffentlicht:

„Im Februar dieses Jahres [2008 
/h.H.] haben die USA und die meisten 
EU-Staaten die Unabhängigkeit des 
Kosovo anerkannt. Im August erfolgte 
die Anerkennung Abchasiens und Süd-
ossetiens durch Russland. Beide Vor-
gänge signalisieren eine grundsätz-
liche Veränderung in den zwischen-
staatlichen Beziehungen. – Die bislang 
übliche Praxis der friedlichen Koexis-
tenz beruhte darauf, dass bestimmte 
Prinzipien respektiert werden, allen 
voran die Achtung der territorialen 
Integrität. Wenn nun Gebiete, die sich 
für selbstständig erklärt haben, gegen 

den Willen der Zentralregierung als 
souveräne Staaten anerkannt werden, 
bedeutet das eine Destabilisierung von 
Vielvölkerstaaten, in denen starke Au-
tonomie- oder Unabhängigkeitsbewe-
gungen aktiv sind. […].

 In den drei aktuellen Fällen läuft 
die Anerkennung durch andere Staa-
ten einem der wichtigsten Prinzipien 
der internationalen Ordnung zuwider: 
dem Grundsatz der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten eines 
Landes. Die ausschließliche Hoheits-
gewalt eines Staates über sein Staats-
gebiet ist konstitutiv für unser heutiges 
Verständnis von staatlicher Souverä-
nität. 

Im Fall Kosovo hatte der UN-Sicher-
heitsrat die staatliche Autorität Ser-
biens nach der Nato-Intervention von 
1999 durch eine internationale Über-
gangsverwaltung ersetzt. Dies erfolgte 
jedoch noch im Einklang mit der UN-
Charta, womit die territoriale Integri-
tät Serbiens zumindest formell nicht 
infrage gestellt war. Das wurde sie erst 
neun Jahre später durch die Anerken-
nung der Souveränität des Kosovo, die 
den UN-Sicherheitsrat vor vollendete 
Tatsachen stellte, genau wie ein paar 
Monate später im Fall Abchasien und 
Südossetien. – Dabei kann sich keiner 
der drei neuen Staaten auf das Selbst-
bestimmungsrecht der Völker berufen: 
Die einschlägigen internationalen Ver-
einbarungen der 1960er-Jahre bezie-
hen sich ausschließlich auf Kolonien 
oder Territorien unter fremder Besat-
zung. Und in den Verfassungen Jugos-
lawiens und der Sowjetunion war zwar 
den Teilrepubliken – wie Kroatien oder 
Georgien – ein Sezessionsrecht einge-
räumt, nicht aber territoriale Unter-
einheiten wie eben Kosovo, Abchasien 
oder Südossetien.

Im Übrigen haben die westlichen 
Regierungen, die für die Unabhängig-
keit des Kosovo waren, stets von einem 
Einzelfall gesprochen. Angeblich sollte 
damit weder eine neue politische Dok-
trin gestiftet noch ein völkerrechtli-
cher Präzedenzfall geschaffen werden. 
Diese Haltung lässt ihnen freie Hand 
im Umgang mit anderen Sezessions-
konflikten. […]. – Inzwischen hat die 
Autorität des Völkerrechts Schaden ge-
nommen, der UN-Sicherheitsrat wurde 
geschwächt, und eine Reform ist nicht 
in Sicht. Ungeachtet dessen berufen 
sich beide Seiten – in ihrer politischen 
Rhetorik wie in ihrer Praxis – auf be-
stimmte Prinzipien. Über deren An-
wendung will jedoch jede Seite allein 
entscheiden, wobei die vorgebrachten 
normativen Argumente stets nur der 
Rechtfertigung der eigenen, ‚exzepti-
onellen‘ Entscheidung dienen“( Bruno 
Coppieters: „Völkerrechtsfreie Räume. 
Kosovo, Südossetien und Abchasien 
sind so souverän, wie andere Staaten sie 
haben wollen“; deutsche Übersetzung 
in Le Monde diplomatique, 10.10.2008). 

In unserem hier erörterten Kontext 
steht diese von der BRD-/EU-/Nato-
Seite ausgegangene Verwilderung des 
Staatenumgang für die ursprüngliche 
bzw. auslösenden Aktion, welcher die 
russische Seite nach und nach ihre 
oben erörterte Reaktion entgegenge-
stellt hat. Es ist m. E. sehr wichtig 
– auch in der öffentlichen Debatte!, 
hinsichtlich der politischen „Spuren-
sicherung“ diesen Ursprung deutlich 
fest zu halten.

Der Beschluss ‚Auch für den Ukra-
ine-Konflikt gilt: Internationale So-
lidarität‘ der 2. Tagung des 4. Partei-
tags der Linken (Berlin, 10.05.2014) 
beleuchtet diesen Aktion-Reaktion-
Zusammenhang – der ja völlig außer 
acht gelassen wird in der ‚Gegenerklä-
rung der 100 OsteuropaexpertInnen‘! 
– und bringt ihn sehr trefflich wie folgt 
auf den Punkt:

„[…]. Anders als es die Bundesregie-
rung darstellt, ist nicht in erster Linie 
Russland für die Zuspitzung der Situ-
ation um die Ukraine verantwortlich. 
Schon die Bejahung einer Auflösung 
des Warschauer Vertrages bei gleich-
zeitiger Ablehnung der Auflösung der 
Nato verhinderte den Aufbau eines ge-
meinsamen Hauses Europa, die Schaf-
fung einer Sicherheitsstruktur unter 
Einschluss Russlands. Das war ebenso 
falsch wie der Bruch des Versprechens, 
eine Osterweiterung der Nato nicht 
vorzunehmen. Die Sicherheitsinteres-
sen Russlands wurden durch die Stati-
onierung von amerikanischen Raketen 
in Tschechien und Polen missachtet.

Die Linke hat die Völkerrechtsbrüche 
beim Krieg gegen Jugoslawien bzw. 
Serbien, bei der Abtrennung des Ko-
sovo und den militärischen Interventi-
onen im Irak und in Libyen verurteilt. 
Die Aufnahme der Krim in die russi-
sche Föderation ist ebenfalls völker-
rechtswidrig. Die Linke versteht sich 
als Partei des Völkerrechts und will das 
Völkerrecht stärken. […].

[…]. Durch eine neue Ost- und Ent-
spannungspolitik müssen die Voraus-
setzungen für eine Überwindung der 
Konfrontation geschaffen werden: 
Europa braucht ein neues kollektives 
Sicherheitssystem unter Beteiligung 
Russlands, das die Nato überwindet 
und auf Abrüstung zielt. Eine neue 
Helsinki-Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa ist 
sinnvoll. Die Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) muss gestärkt und ausgebaut 
werden. Sie könnte der Rahmen für 
eine neue Helsinki-Konferenz und ein 
kollektives Sicherheitssystem in Eu-
ropa sein.“

Der Parteitagsbeschluß konkreti-
siert m. E. den Mindestanspruch, der 
an jene bislang nicht realisierte „trag-
fähige europäische Friedens- und Si-
cherheitsordung“ gestellt werden 
muss, von der es im „Aufruf der 60 
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Erfolgreiche Veranstaltung der Europäischen Linken in München:  
„Griechenland – wie weiter ?“ 
Das war das Thema einer Veranstaltung 
der Europäischen Linkspartei in Mün-
chen zu der etwa 70 Menschen kamen.

Pavlos Delkos, in München aktiv für 
Syriza und die Partei Die Linke, in-
formierte über die Situation in Grie-
chenland kurz vor den dort anstehenden 
Wahlen, für die alle Prognosen einen 
Sieg der griechischen Linkspartei Syri-
za vorhersagen.

In seiner Begrüßung begründete Ke-
rem Schamberger (DKP) warum Soli-
darität mit der griechischen Linkspartei 
notwendig ist. Er zitierte Den Wissen-
schaftler Ulrich Brand, der am 11.1.2015 
in der Wiener Zeitung „Der Standard“ 
schrieb: „Zum ersten Mal seit Beginn der 
Wirtschafts- und Finanzkrise wird die 
europäische Politik zu etwas gezwun-
gen, was Politik eigentlich auszeichnet: 
Nämlich in Alternativen zu denken, sol-
che zu skizzieren, zu begründen und 
sich dann zu entscheiden … Die Macht 
der Banken, der Troika und der Ver-
mögensbesitzer wird möglicherweise 
infrage gestellt, sie müssen ihre Politik 
künftig stärker begründen. Die lähmen-
de Alternativlosigkeit der neoliberalen 

Austeritätspolitik könnte aufgebrochen 
werden.“ Aber eine von Syriza geführte 
Linksregierung wird nur in dem Maße 
eine Chance haben, wie es gelingt, eu-
ropaweite Solidarität zu entwickeln, so 
Schamberger weiter.

Pavlos Delkos, ging in seinem Vortrag 
mit einer eindrucksvollen Diapräsenta-
tion vor allem auf 5 Punkte ein:

• Die Auswirkungen von 5 Jahren 
Sparmaßnahmen der Troika auf das 
soziale Leben der Menschen in Grie-
chenland,

• das politische System und die Partei-
enlandschaft, sowie die Entwicklung der 
Ergebnisse der Wahlen in der jüngsten 
Zeit,

• die Drohkulissen aus Berlin und 
Brüssel und die Chancen eines Wahlsie-
ges von Syriza,

• das Regierungsprogramm von Sy-
riza (Sofortmaßnahmen) gegen die dro-
hende humanitäre Katastrophe und die 
Position von Syriza zu den Schulden und

• die Möglichkeit und Notwendigkeit 
von internationaler Solidarität für eine 
mögliche Linksregierung in Griechen-
land.

Gegen ein „fiskalisches waterboarding“
In der Diskussion wurde u.a. darauf hin-
gewiesen, dass der Syriza-Vorsitzende 
Tsipras eine Beendigung des Würge-
griffs der Schulden fordert: „Die Wahr-
heit ist, dass die Schulden Griechenlands 
nicht zurückgezahlt werden können, 
solange unsere Volkswirtschaft ständi-
gen fiskalischen Ertränkungsversuchen 
ausgesetzt ist, einem „fiskalischen wa-
terboarding“. 

(Siehe dazu auch ein Artikel von Fred 
Schmid „Nicht die Griechen, die Troika 
und die Finanzmärkte haben das Land 
verwüstet“ auf www.kommunisten.de).

Das ISW-Heft „Die Schulden strei-
chen!“ passend zum Thema des Abends, 
mit aktuellen Artikeln, das auf der Ver-
anstaltung verkauft wurde, ist noch zu 
beziehen unter: isw_muenchen@t-on-
line.de

Einmalig in Europa ist, dass Griechen 
im Ausland nicht wählen können. Des-
halb müssen viele nach Griechenland 
fahren, um zu wählen. Als Unterstüt-
zung dafür wurden auf der Veranstal-
tung fast 300 Euro gesammelt.

�W alter Listl (München)

Persönlichkeiten“ heißt – dass darin 
„alle beteiligten Staaten gleiche Si-
cherheit erfahren sollten“. Die Stärke 
dieses Aufrufs – und insofern auch 
seine politische Nützlichkeit! – liegt 
nicht nur darin, dass er an diesem von 
der KSZE begründeten und von der 
OSZE übernommenen Projekt fest-
hält, sondern vor allem darin, dass 
er die eigene Seite (Bundesregierung 
und Bundestag) darauf verpflichtet. 
Seine gewisse Schwäche, welche der 
„Gegenaufruf der 100 Osteuropaex-
pertInnen“ auszunutzen sucht, liegt m. 
E. in der fehlenden (rückschauenden) 
Konkretisierung des Zusammenhangs 
von „westlicher“ Aktion und „östli-
cher“ Reaktion. 

Um solch eine Konkretisierung – dar-
auf soll hier abschließend hingewiesen 
werden – hat sich vor allem Günter 
Verheugen bemüht. Seine beiden dies-
bezüglichen Beiträge enthalten sehr 
nützliche Insider-Informationen, auch 
wenn wir sicherlich nicht allem zu-
stimmen können, was er sagt: 

1.) Interview im Deutschlandfunk, 
18.3.2014: Verhältnis EU-Russland. „Ge-
fahr einer Spirale nach unten“ Auszug: 

„[…]. Was die jetzige Situation so 
schwierig macht und auch das Ge-
spräch so schwierig macht, hat ja eine 
Ursache auch in Kiew selber, näm-
lich die Tatsache, dass dort ein fataler 
Tabubruch begangen worden ist, dem 
wir auch noch applaudieren, der Tabu-
bruch nämlich, zum ersten Mal in die-

sem Jahrhundert völkische Ideologen, 
richtige Faschisten in eine Regierung 
zu lassen, und das ist ein Schritt zu 
weit. […].Ich bin der Meinung, dass man 
dieser Regierung eine solche Perspek-
tive nicht anbieten kann, sondern dass 
man ihr ganz klar machen muss, das 
Bündnis, das sie geschmiedet haben, 
unter Einbeziehung undemokratischer 
rechtsradikaler Kräfte, ist für uns nicht 
hinnehmbar. Das ist ein Aspekt, der in 
unserer öffentlichen Debatte, finde ich, 
unterbewertet wird. Wir haben in Eu-
ropa einen Wertekonsens, dass wir so 
etwas nicht wollen. Ich darf daran er-
innern: Als in Österreich vor 15 Jahren 
die FPÖ in die Regierung kam, haben 
wir Österreich bestraft. Die FPÖ ist im 
Vergleich, oder die FPÖ von Haider da-
mals ist im Vergleich zu dem, was wir in 
der Ukraine mit Swoboda haben, aber 
wirklich ein Kindergeburtstag. […].“
www.deutschlandfunk.de/verhaeltnis-eu-

russland-gefahr-einer-spirale-nach-unten.694.

de.html?dram:article_id=280378

2.) Offener Brief, abgedruckt im SPIE-
GEL ONLINE, 19.5.2014: „Verheugen 
zur EU-Russlandpolitik. Warum Helmut 
Schmidt irrt.“ Auszug: 

„[…]. Noch im September 2013 hatte 
die ukrainische Regierung, trotz des 
Drucks aus Moskau, an der Assoziie-
rung festgehalten und das, obwohl die 
EU durch ihre Parteinahme für Ty-
moschenko faktisch den amtierenden 
Regierungschef zum politischen Gegner 
erklärt hatte und längst mit der damali-

gen Opposition in der Ukraine paktierte. 
Die Haltung der ukrainischen Regie-
rung änderte sich erst, als das Land 
auch in die wirtschaftliche Schieflage 
geriet und niemand in der EU das ernst 
nahm. Zudem hat die EU im Jahr 2013 
kein Gespräch mit Russland gesucht … 
– Mit Russland wurde schlicht nicht 
darüber geredet, was die Assoziierung 
der Ukraine (und anderer) politisch und 
wirtschaftlich bedeutet. Russische Be-
denken, dass sich dadurch der Handel 
mit der Ukraine verschlechtern könnte, 
wurden vom Tisch gewischt. Schließlich 
gab es eine Analyse aus Deutschland, die 
das Gegenteil behauptete. […]. Ohne Not 
wurde die neue ukrainische Regierung 
nach der Entmachtung Janukowytschs 
sofort rückhaltlos unterstützt, obwohl 
diese Regierung noch nicht einmal im 
eigenen Land das Vertrauen der Mehr-
heit genießt, antirussisch ist und ihr 
völkisch gesinnte Kräfte angehören. 
Weil europäische politische Eliten nur 
noch in Kategorien wie prorussisch und 
proeuropäisch denken konnten und den 
Konflikt statt den Dialog mit Russland 
bevorzugten, haben sie…die schwerste 
Krise in Europa in diesem Jahrhundert 
mit ausgelöst. Ein Gutteil der Verant-
wortung dafür liegt in Berlin. […].“ www.

spiegel.de/politik/deutschland/ukraine-krise-

helmut-schmidt-von-ex-eu-kommissar-verheu­

gen-kritisiert-a-970150.html„
[Aufruf der 60 Persönlichkeiten:](hier 
ausgelassen, da Abdruck in PB 12/2014 
erfolgte.)
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Rosa Luxemburg Stiftung: Studien zu Pegida und AfD
Bei der Rosa Luxemburg Stiftung sind 
zwei aktuelle Studien rund um die Pe-
gida-Bewegung und die rechtskonser-
vative AfD veröffentlicht worden. Hier 
die Internet-Adressen, unter denen sie 
heruntergeladen werden können:
Max Lill: Trügerische Ruhe im bedroh-
ten Paradies? http://www.rosalux.de/
publication/41038/truegerische-ruhe-
im-bedrohten-aradies.html
Horst Kahrs: Zerfall des Mythos von 
der Mitte… http://www.rosalux.de/pu-
blication/41034/zerfall-des-mythos-
von-der-mitte-ausbreitung-eines-so-
zialen-nationalismus.html

Aus der Studie von Horst Kahrs stel-
len wir wesentliche Thesen aus der 
Einleitung vor:

Zerfall des Mythos von der „Mitte“ 
– Ausbreitung eines „sozialen 
Nationalismus“

Ein Versuch, mir und anderen die Er-
folge der „Alternative für Deutsch-
land“ und der rechten außerparlamen-
tarischen Bewegung zu erklären und 
linke Antwortstrategien zu finden. Von 
Horst Kahrs.
Wie kann sich die politische und gesell-
schaftliche Linke in Deutschland er-
folgreich gegenüber den aufkommen-
den neuen rechten politischen Kräften 
behaupten? Was kann sie dazu bei-
tragen, deren Offensive zu brechen? 
Wie lassen sich die Wahlerfolge der 
„Alternative für Deutschland“ (AfD) 
und die Mobilisierungen außerparla-
mentarischer Kräfte wie der Dresdner 
„Pegida“ angemessen erklären und be-
antworten? Dieses Papier enthält keine 
abschließenden Antworten; sie kann es 
in einem offenen politischen Prozess 
nicht geben. (…)

In der deutschen Gesellschaft breiten 
sich ausländerfeindliche Stimmungen 
und Haltungen nicht aus. Alle ein-
schlägigen Umfragen und Messungen 
zu Einstellungen und Stimmungen 
gegenüber Zuwanderung, Ausländern 
und Flüchtlingen zeigen einen Rück-
gang ausdrücklich ausgrenzender, 
feindlicher Gesinnungen. (…) Auszu-
gehen wäre also nicht von einer Ver-
breitung, sondern von einer zunehmen-
den Polarisierung und Verhärtung, von 

einer wachsenden Bereitschaft, die 
ablehnenden Einstellungen in der Öf-
fentlichkeit kollektiv und organisiert 
auszudrücken. Es handelt sich unter 
dieser Perspektive eher um die Lang-
zeitwirkung von breiten Debatten wie 
derjenigen über die „Sarrazin-Thesen“ 
und die Verfestigung von „Weltsich-
ten“, wie sie in einschlägigen Foren im 
Internet vertreten werden. Wir haben 
es mit Entwicklungen zu tun, die un-
terhalb des Radars der auf Tagesak-
tualität ausgerichteten medialen und 
politischen Aufmerksamkeitsökono-
mie in bestimmten Teilen der Gesell-
schaft herangereift und miteinander 
verbunden worden sind. 

Die jüngsten Wahlen zum Europäi-
schen Parlament machten vor allem in 
den nord- und westeuropäischen Staa-
ten das Erstarken von Parteien rechts 
der christdemokratisch-konservativen 
Parteifamilie der Europäischen Volks-
partei sichtbar. (…)

In Deutschland kann davon bisher 
(noch) nicht die Rede sein. Zwar errang 
mit der „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) eine neue Partei rechts von der 
Union bei der Bundestagswahl 2013 
einen Achtungserfolg, zog anschlie-
ßend bei der Wahl zum Europäischen 
Parlament mit 7,1 Prozent der Stimmen 
erstmals in ein Parlament ein. (…)

Ein Versuch, sich und anderen die 
AfD und die rechten außerparlamenta-
rischen Bewegungen zu erklären, kann 
am Ende nicht mit sicheren Antworten, 
wie der AfD erfolgreich zu begegnen 
sei, aufwarten; bestenfalls sind Vor-
schläge zu erwarten, wie Antworten 
beschaffen, wo sie gesucht sein sollten. 
Zunächst, so viel vorweg, geht es mei-
nes Erachtens vor allem um eine Ver-
ständigung darüber, was gegen AfD & 
Co zu verteidigen ist. 

Im ersten Teil werde ich mich mit der 
Partei „Alternative für Deutschland“ 
als parlamentarischem Ausdruck einer 
rechtspopulistischen außerparlamen-
tarischen Bewegung, also ihrem Ein-
bruch in das engere politische System, 
befassen. 

Im zweiten Teil soll es dann um As-
pekte der gesellschaftlichen Brüche 
und Bewegungen gehen.


